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Vorwort

– Gilles Finchelstein – Thomas Manz

Die Corona-Pandemie hat in jedem der europäischen
Länder spezifische Schwächen aufgezeigt - man
denke nur an die mangelnden Fertigungsmöglichkei-
ten innerhalb Europas für bestimmte Produkte, wie
z. B. Masken. Kehrt mit der Pandemie also der
Begriff der Souveränität zurück? 

Dieser Begriff hat bereits Einzug in die Entschei-
dungsgremien der Gemeinschaft gehalten, manch-
mal unter dem Stichwort „europäische Souveränität“,
oft als „strategische Autonomie“, und es ist längst
nicht mehr nur ein Wort - tatsächlich wird derzeit im
Namen der europäischen Souveränität die Gesetzge-
bung zu digitalen Plattformen von der Kommission
radikal überarbeitet.

Und was ist mit den Bürgern? Welches Verständnis
und welche Wahrnehmung haben die Europäer_innen
vom Begriff der Souveränität? Um dies zu beantwor-
ten, haben die Friedrich-Ebert-Stiftung und die
Fondation Jean-Jaurès mit dem Ipsos-Institut eine
groß angelegte Meinungsumfrage durchgeführt, die
in zweierlei Hinsicht einzigartig ist. 

Zum einen im Hinblick auf ihr Ausmaß, denn sie
deckt mit fast 75% einen großen Teil der euro-
päischen Bevölkerung in acht Ländern ab, so dass
die ganze Vielfalt Europas abgebildet wird.

Zum anderen im Hinblick auf ihr breites Themen-
feld, durch das Antworten auf zahlreiche Fragestel-
lungen gewonnen werden konnten. Wie bewerten
die Europäer_innen die Begriffe Souveränität, natio-
nale Souveränität und europäische Souveränität und
was verstehen sie darunter? Sind sie der Meinung,
dass europäische Souveränität schon heute Realität
ist und/oder halten sie sie für erstrebenswert? In wel-
chen Bereichen und aus welchen Gründen?

Bevor wir die einzelnen Ergebnisse für jedes Land
vorstellen, fassen wir die Antworten auf gesamteuro-
päischer Ebene in Zahlen zusammen. Der Begriff
„Souveränität“, der in erster Linie mit Unabhängig-
keit in Verbindung gebracht wird, hat eine positive
Konnotation (46% gegenüber 31%); europäische
Souveränität wird als ergänzend zur nationalen Sou-
veränität gesehen (58%); die Bedeutung des Begriffs
wird überwiegend verstanden (63%) und zwar weit-
gehend als etwas Positives (52% gegenüber 26%);
europäische Souveränität wird bereits als Realität be-
trachtet (51%) und mehr noch als eine erstrebens-
werte Perspektive für die Zukunft (73% erhoffen
sich, dass sie gestärkt wird), und zwar als Antwort auf
die globalen Bedrohungen und Herausforderungen,
denen wir gegenüberstehen (terroristische Bedro-
hung, Klimawandel, Gesundheitskrise).



Europäische Souveränität
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Analyse der Gesamtergebnisse

Souveränität wird in den verschiedenen EU-Ländern 
sehr unterschiedlich bewertet

Bevor über europäische Souveränität gesprochen wird, muss man sich bewusst machen, dass der Begriff der
Souveränität in den verschiedenen europäischen Ländern sehr unterschiedlich aufgefasst wird. 

Positiv wird er von einer großen Mehrheit der Deutschen (73%), Pol_innen (69%), Lett_innen (61%),
Rumän_innen (60%) und in etwas geringerem Maße von den Schwed_innen (56%) bewertet. In diesen Ländern
ruft der Begriff bei weniger als zehn Prozent spontan etwas Negatives hervor (je nach Land bei 2 bis 10%),
während er bei den anderen „weder etwas Positives noch etwas Negatives“ (19 bis 29%) oder überhaupt nichts
hervorruft (5 bis 13%).

Hingegen gibt in Frankreich (29%), Spanien (28%) und Italien (21%) nur eine Minderheit positive Bewertungen
ab. In Italien sind die negativen Bewertungen sogar noch zahlreicher als die positiven (35%), was in Frankreich
(25%) und Spanien (23%) nicht der Fall ist. 

. 

Für die Französinnen und Franzosen bezieht sich der Begriff Souveränität vor allem auf das Königtum: An der
Spitze der Wörter, Ideen und Bilder, die den Befragten spontan einfallen, wenn sie den Begriff „Souveränität“
hören, steht mit 300 Zitierungen das Wort „König“, gefolgt von „Macht“ und „Königin“. Der Begriff „unabhängig“
kommt erst später und wird kaum häufiger genannt als der Begriff „Königtum“. 

Bei den Deutschen sehen die spontanen Assoziationen zu diesem Begriff ganz anders aus und sind sehr auf-
schlussreich: Hier werden vor allem die Wörter „Unabhängigkeit“, „unabhängig“, „Staat“ und „Freiheit“ genannt.
Der Begriff „König“ wird in Deutschland nie assoziiert.
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„Souveränität“: ein eher posi琀ver Begriff – in Frankreich, Italien und 
Spanien weniger

Was löst der Begriff „Souveränität“ bei Ihnen aus? Etwas…
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ALLE 8 LÄNDER
Frankreich

Deutschland

Italien

Spanien

Polen

Rumänien

Le琀land

Schweden

EHER POSITIVES EHER NEGATIVES
WEDER POSITIVES NOCH

NEGATIVES
LÖST NICHTS AUS

Mitte: 56
Rechts: 51

Höhere Einkommensgruppen: 56
50 Jahre und älter: 51

Links: 27



Europäische Souveränität

Es ist daher nicht verwunderlich, dass in Frankreich und Deutschland, und ganz allgemein in Europa, sehr unter-
schiedlich bewertet wird, wie modern der Begriff „Souveränität“ ist: Diejenigen, die den Begriff am häufigsten für
veraltet halten, sind die Französinnen und Franzosen (49% gegenüber 12%, die ihn für modern halten), die Italie-
ner_innen (53% gegenüber 10%), die Spanier_innen (38% gegenüber 13%) und die Rumän_innen (37% gegenüber
25%). In Deutschland hingegen überwiegt die Einschätzung, der Begriff sei modern (31% gegenüber 9%, die ihn
für veraltet halten); ähnlich in Polen (31% gegenüber 17%), in Lettland (33% gegenüber 17%) und knapp auch
in Schweden (23% gegenüber 22%). Schließlich ist festzuhalten, dass der Begriff für fast jeden zweiten
Europäer_in (48%) „weder etwas Modernes noch etwas Veraltetes“ (40%) oder sogar gar nichts (8%) hervorruft. 

Eine Mehrheit der Europäer_innen assoziiert diesen Begriff spontan weder mit der politischen Linken
noch mit der Rechten (58%). Wer ihn politisch zuordnet, verknüpft ihn allerdings eher mit der Rechten
(23% gegenüber 6%, die ihn der Linken zuordnen). Besonders in Deutschland gilt der Begriff als eher „unpo-
litisch“ (nur 8% verknüpfen ihn mit „links“ oder „rechts“). Viel politischer konnotiert ist er in den Ländern,
die ihn negativ bewerten: In Italien (41%), Spanien (37%) und Frankreich (34%). Hier wird er ganz überwie-
gend der politischen Rechten zugeordnet (Italien: 35%, Frankreich: 30%, Spanien: 25%). Möglicherweise
trägt die Nähe zum Begriff „souveränistisch“ sowohl zu dieser Assoziation mit der Rechten als auch bei einigen
zu einer negativen Konnotation bei.
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Wirkt der Begriff „Souveränität“ spontan auf Sie…

ALLE 8 LÄNDER
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Der Begriff wird eher als „veraltet“ denn als „zeitgemäß“ 
wahrgenommen - vor allem in Südeuropa

Mitte: 22
Rechts: 26

Höhere Einkommensgruppen: 23
60 Jahre und älter: 23

Unter 50-Jährige: 37
Links: 42

Das Image des Begriffs „Souveränität“Das Image des Begriffs „Souveränität“
 Frankreich         Deutschland        Italien        Spanien         Polen        Rumänien    Lettland Schweden

 
     
                                            zeitgemäß          
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Empfinden Sie diesen Begriff spontan als…

ALLE 8 LÄNDER
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Analyse der Gesamtergebnisse

In den Ländern, in denen der Begriff Souveränität eher negativ bewertet wird, wird er stark mit dem Begriff des
Nationalismus in Verbindung gebracht (58% der Italiener_innen assoziieren dieses Wort mit Souveränität, sowie
43% der Spanier_innen und 43% der Französinnen und Franzosen). Italiener_innen und Französinnen und
Franzosen nennen auch eher den Begriff Protektionismus (26%) im Vergleich z. B. zu nur 6% in Deutschland.
Schließlich wird auch häufiger auf den Begriff Macht verwiesen, vor allem in Frankreich (51%), Spanien (54%)
und Italien (46%), und für viele wohl in einem eher negativen Sinne. Über alle Länder hinweg sind es diejenigen,
für die der Begriff „Souveränität“ etwas Negatives hervorruft, die ihn zugleich am häufigsten mit dem Begriff
Macht verbinden (57% im Vergleich zu nur 23% derjenigen, die den Begriff „Souveränität“ positiv beurteilen).  

In Ländern, in denen der Begriff Souveränität positiv besetzt ist, wird er vor allem mit Unabhängigkeit in Verbin-
dung gebracht (63% in Deutschland, 65% in Polen, 72% in Lettland), sowie mit Selbstbestimmung (53% in
Deutschland, 62% in Schweden, 42% in Lettland, 40% in Polen), und viel seltener mit Macht (23% in Deutsch-
land, 22% in Schweden, 15% in Lettland, 9% in Polen), Nationalismus (nur 7% z. B. in Deutschland) oder
Protektionismus (6% in Deutschland). 

Schließlich wird der Begriff Souveränität, abgesehen von den sehr deutlichen Unterschieden in der Wahrnehmung
zwischen den Ländern, etwas positiver wahrgenommen von älteren Menschen (52% der über 60-Jährigen
gegenüber 42% der unter 50-Jährigen) und von Hochqualifizierten (56% der höheren sozioprofessionellen
Kategorien), vor allem weil sie eher in der Lage sind, eine Aussage zu treffen. 

  5

© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert12 ‒

Welche der folgenden Wörter fallen Ihnen spontan beim Begriff „Souveränität“ ein? Zuerst? Als zweites Wort?

IN %, INSGESAMT ALLE LÄNDER FRANKREICH
DEUTSCHLAN

D
ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

Unabhängigkeit 42 31 63 22 20 65 55 72 47

Macht 37 51 23 46 54 9 41 15 22

Selbstbestimmung 34 22 53 25 20 40 22 42 62

Nationalismus 31 43 7 58 43 6 32 14 20

Freiheit 28 15 35 13 27 61 30 45 34

Protektionismus 16 26 6 26 17 5 9 4 11

Schutz 13 13 13 10 19 13 12 8 4

Gesamtsumme größer als 100, weil Befragte zwei Begriffe nennen konnten

Mit dem Begriff „Souveränität“ assoziierte Vorstellungen (1/2)



Europäische Souveränität

Das Konzept der europäischen Souveränität ist schwer fassbar 
und nicht unumstritten

Auf die Frage, ob sie den Begriff „europäische Souveränität“ verstehen, sagen 6 von 10 Europäer_innen,
dass sie eine Vorstellung davon haben, worum es geht (63%, davon haben allerdings nur 16% eine „genaue
Vorstellung“, 37% können sich kaum etwas darunter vorstellen). Das sind 8 Prozentpunkte weniger als beim
Begriff „nationale Souveränität“ (71% verstehen den Begriff gut) und nur geringfügig mehr als beim Begriff
„strategische Autonomie“ (61%). 

In Frankreich und besonders in Italien wird der Ausdruck am wenigsten verstanden (nur von 54% der Franzö-
sinnen und Franzosen und 45% der Italiener_innen). Besser verstanden wird er in Schweden (60%), Lettland
(67%) und Deutschland (69%), vor allem aber in Spanien (71%), Polen (75%) und Rumänien (77%).

6
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Ist Ihnen ganz klar, eher klar, eher unklar oder ganz unklar, was die folgenden Begriffe bedeuten?
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ALLE 8 LÄNDER

GANZ KLAR EHER KLAR EHER UNKLAR GANZ UNKLAR

Na琀onale Souveränität

Europäische Souveränität

Strategische Autonomie 

%      
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DLICH

%        
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71 29

63 37

61 39

Rund zwei Dri琀el der Befragten schätzen die Begriffe „na琀onale 
Souveränität“ und "europäische Souveränität“ als klar verständlich ein

© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert17 ‒

Ist Ihnen ganz klar, eher klar, eher unklar oder ganz unklar, was die folgenden Begriffe bedeuten?

ALLE 8 LÄNDER

GANZ KLAR EHER KLAR EHER UNKLAR GANZ UNKLAR
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> EUROPÄISCHE SOUVERÄNITÄT

% KLAR
63

Das Gleiche gilt für den Begriff „europäische Souveränität“



Analyse der Gesamtergebnisse

In Frankreich und besonders in Italien wird der Begriff der strategischen Autonomie besser verstanden. In
Deutschland, Spanien, Lettland und Schweden dagegen deutlich weniger.

Der Begriff „europäische Souveränität“ wird von den über 60-Jährigen (68%) und vor allem von den höheren
sozioprofessionellen Kategorien (74%) etwas besser verstanden. Das Gleiche gilt für den Begriff der nationalen
Souveränität. 
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Ist Ihnen ganz klar, eher klar, eher unklar oder ganz unklar, was die folgenden Begriffe bedeuten?

ALLE 8 LÄNDER

GANZ KLAR EHER KLAR EHER UNKLAR GANZ UNKLAR
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> STRATEGISCHE AUTONOMIE

% KLAR
61

Der Begriff „strategische Autonomie“ ist etwas weniger klar – besonders 
in Schweden, Le琀land und Deutschland
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Ist Ihnen ganz klar, eher klar, eher unklar oder ganz unklar, was die folgenden Begriffe bedeuten?

IN %, KLAR ALLE LÄNDER FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

Nationale Souveränität 71 68 75 56 70 83 84 78 71

Europäische Souveränität 63 54 69 45 71 75 77 67 60

Strategische Autonomie 61 60 51 70 62 64 79 43 30

NACH ALTER... NACH EINKOMMENSGRUPPE…
NACH POLITISCHER

SELBSTEINSCHÄTZUNG…

IN %, KLAR
ALLE

LÄNDER
18 - 34 
JAHRE

35 - 49 
JAHRE

50 - 59 
JAHRE

60 JAHRE

UND ÄLTER

HÖHERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN

MITTLERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN

UNTERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN:

NICHT
ERWERBSTÄTI

G
LINKS MITTE RECHTS

Nationale Souveränität 71 68 66 72 77 80 69 68 71 66 76 79

Europäische Souveränität 63 64 57 61 68 74 61 60 62 63 70 61

Strategische Autonomie 61 64 59 59 60 68 61 60 59 61 58 67

Bedeutungsverständnis der mit der Souveränität verbundenen Begriffe



Europäische Souveränität

Bei der Bewertung dieses Begriffs sind die Europäer_innen geteilter Meinung. In allen 8 Ländern zusammen
betrachtet kaum mehr als jeder Zweite den Ausdruck „europäische Souveränität“ als etwas Positives (52%). 26%
sehen darin etwas Negatives und 22% weder das eine noch das andere. Das ist eine etwas weniger positive
Bewertung als beim Begriff „nationale Souveränität“ (5 Prozentpunkte weniger) und nur geringfügig positiver
als beim Begriff „strategische Autonomie“ (3 Prozentpunkte mehr). 
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Was lösen die folgenden Begriffe bei Ihnen aus? Etwas…

ALLE 8 LÄNDER 13

8

12

6

14

27

8

5

39

36

43

31

46

43

37

24

28

36

20

34

29

11

36

54

13

16

18

19

9

13

16

14

7

4

7

10

2

6

3

3

Frankreich

Deutschland

Italien

Spanien

Polen

Rumänien

Le琀land

Schweden

% 
POSITIV

% 
NEGATIV

52 20

44 20

55 25

37 29

60 11

70 19

45 19

29 17

SEHR POSITIVES EHER POSITIVES
WEDER POSITIVES NOCH

NEGATIVES
EHER NEGATIVES SEHR NEGATIVES

> STRATEGISCHE AUTONOMIE

11

38
30

15
6

% POSITIV
49

% NEGATIV
21

Die Meinungen zum Begriff „strategische Autonomie“ sind ebenfalls 
meist posi琀v
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Was lösen die folgenden Begriffe bei Ihnen aus? Etwas…

ALLE 8 LÄNDER
17

18

15

20

30

43

31

18

29

46

32

30

46

33

44

40

22

22

16

26

15

9

14

25

21

11

25

15

6

11

9

14

11

3

12

9

3

4

2

3

Frankreich

Deutschland

Italien

Spanien

Polen

Rumänien

Le琀land

Schweden

% 
POSITIV

% 
NEGATIV

46 32

64 14

47 37

50 24

76 9

76 15

75 11

58 17

20

37
20

16

7

> NATIONALE SOUVERÄNITÄT
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Mehr als die Häl昀e der Befragten empfindet den Begriff „na琀onale 
Souveränität“ als posi琀v – in Südeuropa zeigt sich ein differenzierteres 
Bild



Analyse der Gesamtergebnisse

In vier der untersuchten Länder ist der Ausdruck „europäische Souveränität“ bei einer großen Mehrheit positiv
besetzt: Deutschland (63%), Polen (69%), Rumänien (66%) und Lettland (68%). Deutlich gemischter sind die
Meinungen in Spanien (49% sehen ihn positiv, 24% negativ), Schweden (48% positiv, 19% negativ), Frankreich
(41% positiv, 35% negativ) und vor allem Italien (37% positiv, 47% negativ). 

Bemerkenswert ist auch, dass es in Frankreich und Italien eine Mehrheit sogar für widersprüchlich hält, die
beiden Wörter „Souveränität“ und „Europa“ zusammen zu verwenden (52% der Französinnen und Franzosen
und 56% der Italiener_innen), verglichen mit nur 27% der Deutschen. 
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Was lösen die folgenden Begriffe bei Ihnen aus? Etwas…

ALLE 8 LÄNDER 9
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Das Gleiche gilt für den Begriff „europäische Souveränität“ – sehr 
gemischtes Meinungsbild in Frankreich und Italien
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Welche der folgenden Aussagen über den Ausdruck „europäische Souveränität“ findet am ehesten Ihre Zustimmung, oder welche lehnen Sie am wenigsten ab?

FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

52 27 56 36 39 47 44 41

ALLE 8 LÄNDER

> DIESE BEIDEN WÖRTER ZU VERKNÜPFEN, IST WIDERSPRÜCHLICH, WEIL SOUVERÄNITÄT SICH VOR ALLEM AUF DIE NATION BEZIEHT

42

FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

48 73 44 64 61 53 56 59

> DIESE BEIDEN WÖRTER PASSEN ZUSAMMEN, WEIL EUROPÄISCHE SOUVERÄNITÄT UND NATIONALE SOUVERÄNITÄT SICH

WECHSELSEITIG ERGÄNZEN

58

Die Verknüpfung der Begriffe „Souveränität“ und „Europa“ erscheint 
mehr als der Häl昀e der Befragten sinnvoll (1/2)



Europäische Souveränität

In soziodemografischer Hinsicht wird der Ausdruck von den über 60-Jährigen positiver beurteilt (58% im
Vergleich zu 47% der 35- bis 49-Jährigen). Genauso von den höheren sozioprofessionellen Kategorien (61%).
Allerdings schwankt der Anteil der negativen Urteile je nach Alter und Qualifikation nur geringfügig (zwischen
22% und 29% je nach betrachteter Gruppe). Es ist eher die Entscheidungsfähigkeit, die sich mit dem Alter und
der Qualifikation entwickelt. Die politische Selbstpositionierung hat einen größeren Einfluss auf die Bewertung
des Begriffs: Bei den Zentrumsanhängern ist der Begriff häufiger positiv besetzt (61% und nur 17% der negativen
Bewertungen) als bei den Anhängern der Linken (54% gegenüber 27% negative Bewertungen) und erst recht
der Rechten (51% gegenüber 30% negative Bewertungen). Letztere sehen in der europäischen Souveränität
zweifellos eine Einschränkung der nationalen Souveränität, die ihnen sehr viel wichtiger ist (70% positive
Bewertungen gegenüber 48% bei den Anhängern der Linken). 

Nur jede_r zweite Europäer_in sieht Europa heute 
als souverän an

Die Europäer_innen definieren Souveränität in erster Linie als Unabhängigkeit von anderen (58% geben dies
als eine der beiden Hauptbedeutungen von Souveränität an), als Leben nach eigenen Werten und Vorstellungen
(57%) oder als Fähigkeit, die eigenen Interessen durchzusetzen (51%) - weit abgeschlagen folgt die Definition
als eine frei gewählte Zusammenarbeit mit Partnern (35%). Allerdings sehen nur 51% der Europäer_innen Europa
heute als souverän an. Während die nord- und osteuropäischen Länder mehrheitlich von der Souveränität
Europas überzeugt sind (61% der Schweden, 65% der Polen, 63% der Rumänen, 56% der Letten und 57% der
Deutschen), wird dies in Frankreich und Italien ganz anders gesehen (64% der Französinnen und Franzosen
und 54% der Italiener_innen sind der Meinung, Europa sei nicht souverän). Die Spanier_innen sind hier
gespalten, wobei eine knappe Mehrheit Europa dennoch als souverän betrachtet (53%). 
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© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert24 ‒

Was lösen die folgenden Begriffe bei Ihnen aus? Etwas…

IN %, POSITIV (+) / NEGATIV (-) ENSEMBLE FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

+ - + - + - + - + - + - + - + - + -

Nationale Souveränität 57 23 46 32 64 14 47 37 50 24 76 9 76 15 75 11 58 17

Europäische Souveränität 52 26 41 35 63 15 37 47 49 24 69 12 66 21 68 12 48 19

Strategische Autonomie 49 21 52 20 44 20 55 25 37 29 60 11 70 19 45 19 29 17

NACH ALTER… NACH EINKOMMENSGRUPPE…
NACH POLITISCHER

SELBSTEINSCHÄTZUNG

IN %, POSITIV (+) / NEGATIV (-) ALLE
LÄNDER

18 - 34 
JAHRE

35 - 49 
JAHRE

50 - 59 
JAHRE

60 JAHRE

UND ÄLTER

HÖHERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN

MITTLERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN

UNTERE

EINKOMMEN

SGRUPPEN

NICHT
ERWERBSTÄT

IG
LINKS MITTE RECHTS

+ - + - + - + - + - + - + - + - + - + - + - + -

Nationale Souveränität 57 23 52 26 52 25 59 21 64 20 65 21 56 24 57 22 56 23 48 32 63 17 70 15

Europäische Souveränität 52 26 51 26 47 29 50 28 58 24 61 22 53 25 49 28 51 27 54 27 61 17 51 30

Strategische Autonomie 49 21 50 19 47 22 48 22 52 22 59 16 50 20 48 22 47 23 47 25 49 19 57 19

Beurteklung der mit der Souveränität verbundenen Begriffeitlung der mit der Souveränität verbundenen Begriffe



Analyse der Gesamtergebnisse

Damit Europa souverän sein kann, ist für die meisten die Wirtschaft der wichtigste Faktor (69% halten eine
leistungsstarke Wirtschaft für Europas Souveränität für unerlässlich), aber auch andere Aspekte werden als fast
ebenso entscheidend angesehen. So hält es eine große Mehrheit der Europäer_innen für unabdingbar, dass
Europa eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik verfolgt (67% insgesamt und eine Mehrheit in
sämtlichen Ländern), dass in strategischen Bereichen wie der Nahrungsmittel- und Gesundheitsversorgung die
Produktion in Europa stattfindet (65% insgesamt und eine Mehrheit in allen Ländern außer Polen), dass Europa
über eigene Energiequellen verfügt (60% und eine Mehrheit in allen Ländern außer in Polen und Schweden),
dass es seine Werte entschieden verteidigt (61%, außer in Polen und Schweden), dass es seine Außengrenzen
kontrolliert (59%, außer in Polen), dass es über gemeinsame Instrumente zur Bekämpfung ausländischer
Einmischung verfügt (58%, außer in Polen), dass es die Kontrolle über strategische Infrastrukturen hat (52%,
außer in Polen und Schweden) und dass es über eigene Steuermittel verfügt (53%, allerdings nur eine Minderheit
in Deutschland, Polen und Schweden). 

Die Kontrolle über digitale Infrastrukturen wird von etwas weniger als der Hälfte der Europäer_innen (46%) als
wesentlich angesehen, aber von einer knappen Mehrheit in Frankreich (51%), Spanien (51%) und vor allem
Rumänien (60%). 
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© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert30 ‒

Ist Europa Ihrer Meinung nach heute souverän?

ALLE 8 LÄNDER

JA, VOLLKOMMEN EHER JA EHER NEIN ÜBERHAUPT NICHT

5

5

12

9

10

14

9

6

31

52

34

44

55

49

47

55

47

35

43

40

27

29

36

33

17

8

11

7

8

8

8

6

Frankreich

Deutschland

Italien

Spanien

Polen

Rumänien

Le琀land

Schweden

% JA % NEIN

36 64

57 43

46 54

53 47

65 35

63 37

56 44

61 39

8

4339

10

% JA
51

Das Meinungsbild über die tatsächliche europäische Souveränität heute 
ist sehr vielfäl琀g – und kontrastreich

© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert32 ‒

Was braucht Europa Ihrer Meinung nach, um souverän zu sein?

IN %, ENTSCHEIDEND
ALLE

LÄNDER
FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

Eine florierende Wirtschaft 69 67 67 73 75 59 82 71 45

Eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 67 67 71 72 67 53 75 70 50

Gewährleistung der europäischen Produktion in strategischen Bereiche
wie Ernährung oder Gesundheit 65 70 65 66 72 46 75 64 56

Europäische Energiequellen/Eigene Energiequellen 60 62 59 64 64 43 72 59 44

Starker Schutz eigener Werte (Demokratie und Rechtsstaatlichkeit) im 
Inneren wie nach außen 61 63 65 58 62 48 73 65 50

Kontrolle über die EU-Außengrenzen 59 63 61 56 60 39 68 59 66

Gemeinsame Instrumente zur Bekämpfung von Einmischung aus dem
Ausland (...) 58 64 60 61 57 40 66 60 64

Kontrolle über strategische Infrastrukturen (…) 52 55 52 56 56 29 67 52 50

Eigene Steuereinnahmen 53 57 45 63 61 32 68 54 34

Kontrolle über digitale Infrastrukturen (...) 46 51 49 47 51 24 60 39 42

Was Europa braucht, um souverän zu sein 1/2



Europäische Souveränität

Fast drei Viertel der Europäer_innen sind der Meinung, 
dass die europäische Souveränität gestärkt werden sollte

Während die große Mehrheit der Europäer_innen der Meinung ist, dass die Souveränität ihres Landes gestärkt
werden sollte (77% insgesamt, 70% in Frankreich und Spanien und 91% in Rumänien), halten sie es nicht für
widersprüchlich, gleichzeitig eine Stärkung der europäischen Souveränität anzustreben. Tatsächlich sind 73%
der Europäer_innen der Meinung, dass die europäische Souveränität gestärkt werden sollte, insbesondere die
Lett_innen (84%), die Rumän_innen (83%) und die Deutschen (83%), etwas weniger, aber immer noch mit
großer Mehrheit die Spanier_innen (73%), die Französinnen und Franzosen (66%), die Schwed_innen (64%)
und sogar die Italiener_innen (60%). 

Auch wenn der Begriff der europäischen Souveränität den Französinnen und Franzosen und Italiener_innen
nicht gerade gefällt, sind sie in der Sache also dennoch nicht mehrheitlich dagegen.

Die Mehrheit der Europäer_innen ist der Meinung, dass die europäische Souveränität gestärkt werden sollte,
um vor allem die Bedrohung durch den Terrorismus abzuwehren (37% geben dies als einen der beiden Haupt-
gründe an, besonders häufig in Frankreich, Polen, Rumänien und Schweden), die Herausforderung des Klima-
wandels zu bewältigen (34%, besonders häufig in Deutschland) und gesundheitliche Bedrohungen zu verhindern
(31%, besonders häufig in Italien und Spanien). Diese globalen Herausforderungen erfordern ihrer Meinung
eine globale Antwort, da ihr Land international zu wenig Gewicht hat (27% insgesamt und sogar 39% in Italien
und 37% in Lettland) oder andere Akteure, allen voran China, nach Macht streben (20% insgesamt, 25% in
Frankreich und 27% in Schweden). Russlands Machtstreben wird nur von 13% der Europäer_innen als Grund
angeführt, allerdings von 30% in Polen (dritthäufigster Grund für die Stärkung der europäischen Souveränität)
und von 31% in Lettland (ebenfalls dritthäufigster Grund).
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© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert34 ‒

Was muss Ihrer Meinung nach gestärkt werden?

ALLE 8 LÄNDER

JA, VOLLKOMMEN EHER JA EHER NEIN ÜBERHAUPT NICHT

26

23

31

23

27

22

33

35

17

47

43

52

37

46

56

50

49

47

20

23

13

29

20

18

13

13

29

7

11

4

11

7

4

4

3

7

% „JA“

73

66

83

60

73

78

83

84

64

Alle Länder 

Frankreich

Deutschland

Italien

Spanien

Polen

Rumänien

Le琀land

Schweden

> DIE EUROPÄISCHE SOUVERÄNITÄT?

38

34

35

39

35

39

62

63

36

39

36

49

32

35

41

29

27

38

18

22

15

21

23

18

6

7

22

5

8

1

8

7

2

3

3

4

% „JA“

77

70

84

71

70

80

91

90

74

> DIE SOUVERÄNITÄT IHRES LANDES?

Die Idee, die europäische Souveränität zu stärken, findet eine große 
Mehrheit gut – fast genauso viele Befragte befürworten die Stärkung der 
na琀onalen Souveränität



Analyse der Gesamtergebnisse

Was die Realisierung von mehr europäischer Souveränität in den Augen der Europäer_innen derzeit jedoch
bremst, ist nicht der Unwille der Bevölkerung (nur 11% sind dieser Meinung), sondern vielmehr die Tatsache,
dass einige europäische Länder von Nationalisten angeführt werden (23% insgesamt, 38% in Schweden und
35% in Deutschland), der Druck einiger fremder Länder, die ein Interesse daran haben, dass Europa nicht
stärker wird (22% insgesamt, 41% der Lett_innen und 36% der Rumän_innen), die Schwäche der gegenwärtig
bestehenden europäischen Institutionen (19%), die kulturellen Unterschiede zwischen den europäischen Staaten
(16%) und in geringerem Maße der Druck von großen Industriekonzernen oder digitalen Plattformen (9%). 

© Ipsos | Enquête sur la souveraineté européenne – Fondation Jean-Jaurès & Fondation Friedrich-Ebert37 ‒

Welches sind Ihrer Meinung nach die wichtigsten Gründe, warum Europas Souveränität gestärkt werden muss? Welcher ist der wichtigste? Was die 
zweitwichtigste?

IN %, INSGESAMT
ALLE

LÄNDER
FRANKREICH DEUTSCHLAND ITALIEN SPANIEN POLEN RUMÄNIEN LETTLAND SCHWEDEN

Die terroristische Bedrohung 37 42 37 28 31 43 44 38 43

Die Herausforderung des Klimawandels 34 30 42 34 31 32 16 18 34

Die gesundheitliche Bedrohung 31 26 30 38 41 26 33 30 26

Das mangelnde Gewicht Ihres Landes auf der internationalen
Bühne 

27 30 19 39 32 17 31 37 15

Chinas Machtstreben 20 25 18 23 19 20 15 9 27

Das Machtstreben der USA 17 14 21 13 22 12 20 21 13

Das Machtstreben der Digitalriesen (GAFAM) 14 19 11 10 15 17 17 13 15

Russlands Machtstreben 13 6 13 9 8 30 21 31 22

Das Machtstreben der Türkei 7 9 11 6 2 3 4 3 6

Gründe für den Wunsch nach Stärkung der europäischen Souveränität 
1/2
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Die Einstellungen der Deutschen
zur europäischen Souveränität

Souveränität? In Deutschland
ein positiver und geschätzter
Begriff

„Welche Ideen und Bilder fallen Ihnen spontan ein,
wenn Sie das Wort Souveränität hören?“ Während
die Befragten in Frankreich den Begriff Souveränität
überwiegend mit dem semantischen Feld des
Königlichen („König“, „Königin“, „Monarchie“ usw.)
in Verbindung bringen, spiegeln die Antworten in
Deutschland ein deutlich positiveres Meinungsbild
bezüglich der Idee der europäischen Souveränität
wider: Unabhängigkeit, Staat, Freiheit, Autonomie,
Macht, Selbstbestimmtheit, Sicherheit, Vertrauen,
Kraft... 

Der Begriff Souveränität wird von drei Vierteln der
Deutschen insgesamt als „etwas eher Positives“
(73%) wahrgenommen. Im Vergleich: Im 8-Länder-
Durchschnitt der Studie liegt der Wert bei unter
50%, in Frankreich bei nur 29%. Die Deutschen sind
zusammen mit den Pol_innen und den Lett_innen
auch diejenigen, die den Begriff am häufigsten als
„modern“ bezeichnen (31%), während weniger als
10% den Begriff für „überholt“ halten (50% stimmten
für „keines von beiden“). Dies steht im Gegensatz zu
den Ergebnissen in Frankreich und Italien, wo die
Mehrheit das Adjektiv „überholt“ zutreffend findet
(49% bzw. 53% der Befragten). Dass der Begriff Sou-
veränität keiner bestimmten politischen Ausrichtung
zugeordnet wird, ist eine weitere deutsche Besonder-
heit: 3% der befragten Person stufen den Begriff
als „links“ ein, 5% als „rechts“, während eine große

Die Umfrage zur Europäischen Souveränität bestätigt die positive und pro-europäische Haltung der Deutschen
gegenüber der Europäischen Union, die in der historischen Verantwortung für zwei Weltkriege und der deutschen
Teilung begründet ist. Wie kaum ein anderes Land hat Deutschland von der europäischen Integration profitiert:
Frieden, Freiheit und Wohlstand sind für die Deutschen seit 1945 und 1989 aufs engste mit der europäischen Idee
verknüpft. Als deutscher Europäer oder europäische Deutsche sieht man in dem Wunsch, sowohl die nationale als
auch die europäische Souveränität zu steigern, keinen Widerspruch, sondern im Gegenteil eine gegenseitige Verstär-
kung. In den vergangenen großen Krisenmomenten der EU (Finanzkrise 2008/2009 und Flüchtlingskrise 2015) ist
Deutschland - nicht immer zur Freude aller Mitgliedsländer – als Krisenmanager aufgetreten. Auch wenn von deut-
scher Seite in den letzten Jahren wenige Impulse zur Weiterentwicklung und Vertiefung der Union kamen, so ist für
die Deutschen ganz klar, dass globale Herausforderungen nur mit der EU bewältigt werden können.  
Aufgrund der historischen Erfahrung von Faschismus und Nationalsozialismus begegnet man in Deutschland allem
„Nationalen“ mit großer Skepsis. Daher wundert es auch nicht, dass es v.a. die Deutschen sind, die in der Umfrage
nationalistische Regierungen in Europa als größtes Hindernis für mehr europäische Souveränität sehen. Anders als
in anderen in Ländern wird „Souveränität“ in Deutschland nicht mit Nationalismus in Verbindung gebracht und
erhält durchweg positive Assoziationen: unabhängig, selbstbestimmt, frei sind die drei Top-Antworten auf die Frage,
was mit dem Begriff verbunden wird. Auch, dass Souveränität weder politisch rechts noch links zugeordnet wird,
sondern als neutral gesehen wird, passt in dieses Bild und ist im Ländervergleich eine deutsche Besonderheit. Die
positive Haltung der Deutschen gegenüber dem Begriff mag auch daran liegen, dass „souverän“ in der deutschen
Alltagssprache häufig verwendet wird, um Personen zu charakterisieren, die eine schwierige Situation mit Bravour
gemeistert haben. Und so möchte man auch die EU und Deutschland sehen, als eine Institution und ein Land, die
politischen Herausforderungen souverän und erfolgreich begegnen und Probleme lösen. 



Europäische Souveränität

Mehrheit (77%) ihn für „weder links noch rechts“
hält (15% haben keine Meinung). In den anderen
Ländern divergieren die Meinungen stärker. Zwar
schreibt die Mehrheit der Europäer_innen (58%)
dem Begriff auch keine politische Ausrichtung zu,
doch wird er häufiger mit der Rechten (23%) als mit
der Linken (6%) assoziiert. 

Anschließend wurden die Teilnehmer_innen der
Befragung aufgefordert, aus einer Liste von Vorschlä-
gen die beiden auszuwählen, die sie am ehesten mit
dem Begriff Souveränität in Verbindung bringen.
Hier wählten über die Hälfte der Befragten in
Deutschland „Unabhängigkeit“ (63% der Antworten)
und „Selbstbestimmtheit“ (53%). Auf Platz drei
landete „Freiheit“ mit 35% der Antworten. Auch hier
zeigt sich, dass die Deutschen dem Begriff mit einem
gewissen Wohlwollen begegnen, das in Südeuropa
nicht zu finden ist. In Frankreich, Italien und Spa-
nien stehen die Wörter „Macht“ und „Nationalismus“
an vorderster Stelle.

Europäische Souveränität:
zwei sehr gut miteinander 
zu vereinbarende Begriffe

Führt die weitgehend positive Konnotation des
Begriffs Souveränität in Deutschland auch dazu, dass
das Konzept der „europäischen Souveränität“ mehr
Zuspruch findet? Knapp 70% der Deutschen geben
jedenfalls an, die Bedeutung des Begriffs gut verstan-
den zu haben, und 63% haben eine positive Ein-
stellung gegenüber dem Begriff (insbesondere
Sympathisant_innen der CDU, der SPD und der
Grünen, lediglich AFD-Anhänger_innen sind sehr
gespalten). Damit entspricht das Ergebnis in etwa
den Umfragewerten zum Konzept der „nationalen
Souveränität“, von dem 75% der Deutschen sagen,
es gut zu verstehen, und das in 64% der Fälle positive
Assoziationen weckt. Bei beiden Begriffen befinden
wir uns etwas über dem europäischen Durch-
schnittswert. Der Begriff „strategische Autonomie“
wird hingegen weniger gut verstanden (51% der
Deutschen verstehen gut, worum es sich dabei han-
delt, im Vergleich zu 61% im 8-Länder-Durchschnitt
der Studie), doch insgesamt wird auch er positiv
beurteilt (44% positive gegenüber 20% negative

Beurteilungen, wobei der europäische Durchschnitt
bei 49% bzw. 21% liegt).

Das Konzept der europäischen Souveränität wird in
Deutschland also gut verstanden und als positiv emp-
funden und nur in seltenen Fällen als Widerspruch
zur nationalen Souveränität gesehen. Drei Viertel der
Deutschen (73% – die höchste Rate unter den 8 Län-
dern der Studie und 15 Prozentpunkte über dem
europäischen Durchschnitt) sind der Ansicht, dass
die Begriffe Souveränität und Europa miteinander
vereinbar sind, „da europäische Souveränität und
nationale Souveränität einander ergänzen“. Nur 27%
(im Vergleich zu 42% im europäischen Durchschnitt)
halten die beiden Begriffe eher für widersprüchlich,
„da Souveränität in erster Linie eine nationale
Dimension hat“. Der ziemlich deutliche Unterschied
zwischen Deutschland und dem europäischen
Durchschnitt hängt auch hier mit der Bedeutung, die
dem Begriff Souveränität beigemessen wird, zusam-
men. So bedeutet Souveränität für die Deutschen
neben „Unabhängigkeit von anderen“ (63% der
Antworten) auch „frei gewählte Zusammenarbeit mit
Partnern“ (49%), während dieser Punkt im europäi-
schen Durchschnitt an letzter Stelle steht (35%).

Europäische Souveränität: 
für die Mehrheit der Deutschen
bereits eine Realität

Auf die Frage „Ist Europa Ihrer Meinung nach heute
souverän?“ antwortet die Mehrheit der Deutschen
mit „Ja“ (57% gegenüber 43% mit „Nein“). Dieser
Wert liegt wieder über dem europäischen Durch-
schnitt, der in dieser Frage sehr ausgewogen ist (51%
antworten mit „Ja“, 49% mit „Nein“). In besonderem
Gegensatz steht er zu den Ergebnissen der Länder
mit überwiegend kritischem Meinungsbild wie Fran-
kreich (64% antworten mit „Nein“) und Italien
(54%).

Doch auch wenn die Meinungen zur tatsächlichen
Souveränität Europas von Land zu Land auseinan-
dergehen, so werden doch dieselben Grundvoraus-
setzungen genannt, die zum Erreichen europäischer
Souveränität nötig sind: „eine gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik“, für 71% der
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Die Einstellungen der Deutschen zur Europäischen Souveränität

Deutschen eine entscheidende Voraussetzung (67%
im 8-Länder-Durchschnitt), „eine florierende Wirt-
schaft“ (67% der Antworten in Deutschland, 69% im
europäischen Durchschnitt), „Sicherstellung euro-
päischer Produktion in strategischen Bereichen wie
Lebensmitteln und Gesundheit“ (65% / 65%), „eine
starke Verteidigung der eigenen Werte – Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit – sowohl nach innen als auch
nach außen“ (65% / 61%), „Kontrolle der EU-Außen-
grenzen“ (61% / 59%), „gemeinsame Instrumente zur
Abwehr von Einmischung aus dem Ausland“ (60% /
58%), „europäische Energieressourcen“ (59% / 60%),
„Kontrolle der strategischen Infrastruktur – Häfen,
Flughäfen, Energie...“ (52% / 52%), „Kontrolle der
digitalen Infrastruktur – soziale Netzwerke, 5G,
Cloud...“ (49% / 46%), „eigene Steuereinnahmen“
(45% / 53%). Die Reihenfolge der verschiedenen
Punkte weist von Land zu Land leichte Unterschiede
auf, doch liegen die Werte nah beieinander. Und
wenn eine Voraussetzung in einem Land nicht als
„entscheidend“ bewertet wird, so gilt sie doch zumin-
dest als „wichtig“. Im europäischen Durchschnitt
werden alle 10 genannten Voraussetzungen von über
90% der Befragten als „entscheidend oder wichtig“
eingestuft.

Unabhängig von der Frage, ob die europäische Sou-
veränität nun bereits Realität ist oder nicht, so wird
sie doch zumindest in allen Ländern der Studie
gewünscht. 73% der Europäer_innen halten es ins-
gesamt für erforderlich, die europäische Souveränität
zu „stärken“. In Deutschland steigt die Rate auf 83%
– neben Lettland (84%) und Rumänien (83%) einer
der höchsten Werte. Damit wünschen sich die Deut-
schen ebenso sehr eine Stärkung der europäischen
Souveränität wie eine Stärkung der nationalen Sou-
veränität (84%). Diese überwältigende Befürwortung
lässt sich durch die Vorteile erklären, die von einer
Stärkung der europäischen Souveränität erwartet
werden. Bei der Frage nach zwei Gründen für mehr
europäische Souveränität nannten die Deutschen an
erster Stelle die „Herausforderung des Klimawan-
dels“ (42% der Antworten gegenüber 34% und Platz
2 im 8-Länder-Durchschnitt der Studie), gefolgt von
der „Bedrohung durch den Terrorismus“ (37% in
Deutschland gegenüber 37% und Platz 1 im europäi-
schen Durchschnitt) und der „Gesundheitsbedro-

hung“ (30% / 31%). Die Stärkung der europäischen
Souveränität erscheint den Deutschen außerdem von
strategischer Bedeutung, um dem „Machtanspruch
der Vereinigten Staaten“ entgegenzuwirken (21%).
Dieser Grund wurde in Deutschland häufiger ange-
führt als der  „Machtanspruch Chinas“ (18%). Im eu-
ropäischen Durchschnitt ist es andersherum (17%
für die Vereinigten Staaten und 20% für China).
Zudem wurde in Deutschland der „Machtanspruch
der Türkei“ öfter genannt als in den anderen Ländern
(11% der Antworten / 7% im europäischen Durch-
schnitt) – was wohl auf die besonderen Beziehungen
zwischen den beiden Ländern zurückzuführen ist –
und dagegen weniger häufig das „mangelnde
Gewicht des eigenen Landes auf internationaler
Ebene“ (19% der Antworten / 27% im europäischen
Durchschnitt). 

Was ist nun das größte Hindernis, das der Stärkung
der europäischen Souveränität im Wege steht? Ein
Grund sticht bei den Deutschen besonders hervor,
der von jeder dritten Person angeführt wurde (35%),
nämlich „die Tatsache, dass einige europäische Län-
der von Nationalisten regiert werden“. Dieser Punkt
wurde in Deutschland deutlich häufiger genannt als
in den anderen Ländern (23% im 8-Länder-Durch-
schnitt und nur 15% in Frankreich und 14% in
Rumänien und Lettland). Schweden teilt diese Be-
sonderheit mit Deutschland (hier sind 38% dieser
Meinung). „Druck seitens bestimmter ausländischer
Staaten, die kein Interesse an der Entstehung eines
starken Europas haben“ ist in Lettland (41%) und
Rumänien (36%) der am häufigsten genannte Grund.
In Deutschland hingegen sind nur 17% der Befragten
dieser Meinung. Damit steht dieser Punkt in
Deutschland auf demselben Niveau wie „kulturelle
Unterschiede zwischen den europäischen Nationen“,
was erneut die tiefe Verankerung Deutschlands
in der Europäischen Union widerspiegelt. „Die
Schwäche der europäischen Institutionen (Kommis-
sion, Parlament)“ steht mit 14% an nächster Stelle,
was hingegen in Frankreich (23%) und Italien (22%)
als Hauptgrund gesehen wird. „Die Abneigung der
Bevölkerungen“ und „der Druck von großen Indus-
triekonzernen und digitalen Plattformen“ werden
ebenfalls genannt, allerdings von weniger als 10% der
Befragten.

17
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Die Einstellungen 
der Französinnen und Franzosen 
zur europäischen Souveränität

Souveränität? In Frankreich
ein mit der Monarchie 
assoziierter Begriff

Im Vorfeld der Fragen zur europäischen Souveränität
hat Ipsos die französischen und deutschen Teilneh-
mer_innen der Umfrage gefragt, was der Begriff
„Souveränität“ für sie bedeutet. In Frankreich sind
die Antworten unmissverständlich. Von 1000 befrag-
ten Personen verbinden 300 (!) den Begriff Souverä-
nität spontan mit dem „König“. Eine Rate von 30%
ist für diese Art von offenen Fragen außergewöhn-
lich. In der Regel liegt die Rate der häufigsten Ant-
worten eher bei etwa 10%. Das Ergebnis ist umso
bemerkenswerter, als eine Reihe weiterer Antworten

aus demselben semantischen Feld wie der Begriff
„König“ stammen: „Königin“ (8,7% der Antworten),
„Königtum“ (5,7%), „Herrscher“ (4,9%), „Monarchie“
(4,5%), „Königreich“ (4,3%) sowie „Krone“, „köni-
glich“, „Schloss“, „Prinz“ mit jeweils 1% bis 3% der
Antworten.

Zum Vergleich: Die in Deutschland am häufigsten
genannten Begriffe liegen alle bei unter 10%, darun-
ter „Unabhängigkeit“ (7,4% der Antworten), „unab-
hängig“ (4,8%), „Staat“ (4,2%) und „Freiheit“ (3,7%).
Es wäre jedoch falsch, an dieser Stelle den Schluss
zu ziehen, dass es sich hier um zwei gegensätzliche
Auffassungen handelt. Die in Deutschland genann-
ten Begriffe kommen zu relativ ähnlichen Anteilen
auch in Frankreich vor: Der Begriff „unabhängig“
wird von 7,9% der Französinnen und Franzosen ge-
nannt, der Begriff „Staat“ von 3,7% und der Begriff

Frankreich hat die Diskussion über die europäische Souveränität angestoßen, weist aber auch in der Umfrage eine
Besonderheit auf, die mit seiner Geschichte und seiner politischen Identität zusammenhängt. Die starke Assoziation
von "Souveränität" und Monarchie findet ihren Ursprung im kollektiven französischen Unterbewusstsein, das diesen
Begriff mit der zwiespältigen Erinnerung an die Person des Königs und der "vertikalen" Dimension der Macht
verbindet. Diese Erinnerungen sind im Präsidialsystem der Fünften Republik immer noch aktuell. Die Souveränität
verweist auch auf die zentrale und vielumstrittene Frage nach dem Verhältnis Frankreichs zu seiner Außenwelt. Ob
Angst vor einem Abstieg oder Streben, sich angesichts der Globalisierung behaupten zu müssen: die Souveränität
und das eng damit verbundene Konzept von „puissance“ sind auf das historisch geprägte Verständnis eines global agie-
renden, französischen Nationalstaates zurückzuführen, dessen Machtpotential von innen nach außen in die Welt
strahlt. Da Frankreich geprägt vom Modell einer zentralisierten Republik - "eins und unteilbar" – ist, tut es sich des-
halb schwer damit, sich die Verteilung der politischen Macht auf mehrere Verantwortungsebenen vorzustellen. Vor
diesem Hintergrund besteht seine Vorreiterrolle bei der europäischen Souveränität darin, den französischen
Bürger_innen einen politischen Identifikationsraum zu bieten, der über den nationalen Rahmen hinausgeht. Diese
Rolle beinhaltet jedoch eine Ambivalenz: Da die Französinnen und Franzosen Europa mit der Vorstellung eines
„erweiterten Frankreichs“ verbinden, werden ihre sehr hohen Erwartungen regelmäßig enttäuscht und erklären ihren
Pessimismus in Bezug auf den aktuellen Stand der europäischen Souveränität. Aber gerade dieser Anspruch führt
dazu, dass sie mehr als im Durchschnitt der anderen Länder die ganze Bandbreite der (konkreten) politischen Hand-
lungsfelder der Union stärken wollen.      

Europäische Souveränität
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„Freiheit“ von 2,8%. Diese Antworten werden jedoch
von der vorherrschenden Assoziation Souveränität /
König in den Schatten gestellt, die das Verständnis
des Begriffs zwangsläufig prägt.

So geben nur 29% der Befragten in Frankreich an,
mit dem Begriff Souveränität „etwas eher Positives“
zu verbinden, im Gegensatz zu fast der Hälfte der
Europäer_innen (46%) und knapp drei Vierteln der
Deutschen (73%). Ebenso hält in Frankreich jeder
zweite Befragte den Begriff für „überholt“ (49%) und
nur 12% würden ihn als „modern“ bezeichnen. 35%
fanden „keines von beiden“ zutreffend. Auch hier
zeichnet sich ein relativ deutlicher Unterschied zum
europäischen Durchschnitt ab (32% „überholt“, 20%
„modern“ und 40% „keines von beiden“). Noch frap-
pierender ist der Unterschied im Vergleich zu den
Ergebnissen in Deutschland (9% „überholt“, 31%
„modern“ und 50% „keines von beiden“). In Bezug
auf diese beiden Fragen hat Frankreich sehr viel
mehr Ähnlichkeit mit seinen südeuropäischen Nach-
barn Spanien und Italien. 

Die Ergebnisse fallen hingegen homogener aus, was
die politische Ausrichtung anbelangt, die dem Begriff
„Souveränität“ zugeordnet wird. In allen acht Län-
dern der Studie stuft die Mehrheit der Befragten den
Begriff als „weder links noch rechts“ ein (58% im eu-
ropäischen Durchschnitt, 53% in Frankreich). Die
anderen Stimmen verbinden ihn eher mit dem
rechten politischen Spektrum (23% im europäi-
schen Durchschnitt, 30% in Frankreich) und    nur
sehr wenige mit dem linken politischen Spektrum
(6% im europäischen Durchschnitt, 4% in Frank-
reich).

Die reflexartige Assoziation mit dem „Königlichen“
ist beim geschlossenen Fragetyp weniger ausge-
prägt. Die Befragten sollten aus einer vorab festge-
legten Liste von Wörtern auswählen, was sie mit
dem Begriff Souveränität verbinden. In Frankreich
fielen am meisten Stimmen auf das Wort „Macht“
(51% der Antworten), gefolgt von „Nationalismus“
(43%), „Unabhängigkeit“ (31%) und „Protektionis-
mus“ (26%). Die Reihenfolge weicht jedoch merk-
lich vom europäischen Durchschnitt ab, wo der
Begriff „Unabhängigkeit“ an erster Stelle landet
(42% der Antworten, +11 Prozentpunkte im Ver-
gleich zu Frankreich), gefolgt von „Macht“ (37%,
14 Prozentpunkte) und „Selbstbestimmtheit“ (34%,
+12 Prozentpunkte). Noch deutlicher unterscheiden
sich die Ergebnisse von den Antworten in Deutsch-

land, wo „Unabhängigkeit“ (63%), „Selbstbestimmt-
heit“ (53%) und „Freiheit“ (35%) die vordersten
Plätze belegen.

Europäische Souveränität: ein
in Frankreich vergleichsweise
weniger verstandenes und 
geschätztes Konzept

Etwas mehr als die Hälfte der Befragten in
Frankreich (54% im Vergleich zu 63% im 8-Länder-
Durchschnitt der Studie) gibt an, eine gute Vorstel-
lung davon zu haben, was mit „europäischer
Souveränität“ gemeint ist. Das ist weniger als das
Ergebnis für „nationale Souveränität“ (68% der Be-
fragten in Frankreich und 71% der Befragten im eu-
ropäischen Durchschnitt verstehen gut, worum es
sich dabei handelt). Sogar das auf den ersten Blick
schwierigere Konzept der „strategischen Autonomie“
schneidet besser ab (60% in Frankreich gegenüber
61% im europäischen Durchschnitt). Lässt man die-
jenigen Stimmen unberücksichtigt, die „eher gut“
verstehen, was es mit den genannten Konzepten auf
sich hat, und beachtet man nur diejenigen, die diese
„sehr gut“ verstehen, so liegt Frankreich bei allen drei
Begriffen im europäischen Durchschnitt. Dennoch
deuten die verzeichneten Werte auf ein Informa-
tionsdefizit hin. In Frankreich fällt der Anteil der Be-
fragten, die angeben, „sehr gut“ zu verstehen, was
„europäische Souveränität“ bedeutet, auf 14% (16%
im europäischen Durchschnitt). Damit liegt der
Begriff gleichauf mit der „strategischen Autonomie“
(14%, 14% im europäischen Durchschnitt) und zehn
Prozentpunkte hinter der „nationalen Souveränität“
(24% in Frankreich, 25% im europäischen Durch-
schnitt).

Dieser unscharfe Wissensstand schließt jedoch eine
eher positive Konnotation nicht aus. Im 8-Länder-
Durchschnitt der Studie verbinden 52% der Befrag-
ten mit dem Begriff „europäische Souveränität“ etwas
Positives. Im Vergleich dazu sehen 57% der europäi-
schen Befragten den Begriff „nationale Souveränität“
und 49% den Begriff „strategische Autonomie“ als
etwas Positives. Frankreich sticht auch hier wieder
mit einem etwas kritischeren Urteil hervor: Hier



sehen nur 41% der Befragten „europäische Souverä-
nität“ als etwas Positives (66% bzw. 61% der LREM-
bzw. EELV-Sympathisant_innen, aber nur 36%
der LR-Sympathisant_innen, 33% der LFI-Sympa-
thisant_innen und 28% der RN-nahen Befragten)
gegenüber einem Anteil von 35% mit negativen
Beurteilungen und 24% der Befragten, die „weder
negative noch positive“ Assoziationen haben. Das
Ergebnis liegt weit hinter dem enthusiastischen Stim-
mungsbild in Polen (69% positive Beurteilungen),
Lettland (68%), Rumänien (66%) und Deutschland
(63%). Schlechter als Frankreich schneidet nur Italien
ab, wo die Mehrheit der Befragten den Begriff „euro-
päische Souveränität“ als etwas Negatives sieht (37%
positive Beurteilungen / 47% negative Beurteilungen /
16% Stimmen für „weder negativ noch positiv“).

Darüber hinaus ist nur in Frankreich (52%) und Ita-
lien (56%) die Mehrheit der Befragten der Meinung,
dass es „widersprüchlich ist, von europäischer Sou-
veränität zu sprechen, da Souveränität in erster Linie
eine nationale Dimension hat“. Im 8-Länder-Durch-
schnitt (58%) und insbesondere in Deutschland
(73%) wird eher die Ansicht vertreten, dass „die
beiden Begriffe miteinander vereinbar sind, da euro-
päische Souveränität und nationale Souveränität
einander ergänzen“.

Diese Unterschiede spiegeln wiederum die Bedeu-
tung wider, die dem Begriff „Souveränität“ in den je-
weiligen Ländern gegeben wird. In Frankreich
bedeutet Souveränität für die Befragten vor allem die
„Tatsache, nach eigenen Werten und Vorlieben zu
leben“ (60% der Befragten in Frankreich gegenüber
weniger als 50% in Deutschland und Schweden), die
„Fähigkeit, die eigenen Interessen durchzusetzen“
(59% in Frankreich gegenüber weniger als 40% in
Deutschland und Polen), dafür aber deutlich seltener
die „frei gewählte Zusammenarbeit mit Partnern“
(27% in Frankreich gegenüber 49% in Deutschland
und 52% in Schweden).

Europäische Souveränität: 
für die Mehrheit in Frankreich
ein Wunsch und keine Realität

Schauen wir uns neben dem Konzept nun die Reali-
tät an: „Ist Europa Ihrer Meinung nach heute souve-
rän?“ Von den acht Ländern der Studie sind die
Französinnen und Franzosen hier am skeptischsten.
Zwar ist jeder Dritte Befragte in Frankreich (36%)
der Ansicht, dass „Europa heute souverän ist“, doch
sind ganze zwei Drittel (64%) gegenteiliger Meinung.
Das Verhältnis in Frankreich ist das Gegenteil der
Ergebnisse in Polen (65% / 35%), Rumänien (63% /
37%) und Schweden (61% / 39%). In den anderen
Ländern sind die Meinungen eher geteilt. Nur in Ita-
lien antwortet die Mehrheit wie in Frankreich mit
„nein“ (46% / 54%).

Die genannten Grundvoraussetzungen, die zum
Erreichen europäischer Souveränität nötig sind, sind
jedoch in allen Ländern dieselben. Auch die Reihen-
folge ist vergleichbar: „eine florierende Wirtschaft“
(69% der Antworten im europäischen Durchschnitt,
67% in Frankreich), „eine gemeinsame Sicherheits-
und Verteidigungspolitik“ (67% in Europa, 67% in
Frankreich), „Sicherstellung europäischer Produktion
in strategischen Bereichen wie Lebensmitteln und
Gesundheit“ (65% / 70%), „europäische Energieres-
sourcen/eigene Energieressourcen“ (60% / 62%),
„eine starke Verteidigung der eigenen Werte, sowohl
nach innen als auch nach außen“ (61% / 63%), „Kon-
trolle der EU-Außengrenzen“ (59% / 63%), „gemein-
same Instrumente zur Abwehr von Einmischung aus
dem Ausland“ (58% / 64%), „Kontrolle der strategi-
schen Infrastruktur“ (52% / 55%), „eigene Steuerein-
nahmen“ (53% / 57%), „Kontrolle der digitalen
Infrastruktur“ (46% / 51%). Doch für die Befragten
in Frankreich und Italien geht die Rechnung nicht
auf. 

Das bedeutet allerdings nicht, dass sie europaskep-
tisch sind. Im Gegenteil: Zwei Drittel der französi-
schen Befragten (66%) sind der Meinung, „dass die
europäische Souveränität gestärkt werden muss“.
Das sind fast so viele wie diejenigen, die angeben,
„dass die Souveränität des eigenen Landes gestärkt
werden muss“ (70%). Die Idee, die europäische Sou-
veränität zu stärken, wird in allen Ländern der Um-
frage von einer soliden Mehrheit unterstützt. Der

Europäische Souveränität
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niedrigste Wert wurde mit 60% in Italien erreicht, ge-
genüber einem europäischen Durchschnitt von 73%.
Die Meinungen über eine Stärkung der nationalen
Souveränität schneiden noch etwas positiver ab,
doch bewegen sich die Ergebnisse in derselben
Größenordnung (77% Positiv-Bewertungen im
Durchschnitt).

Die Stärkung der europäischen Souveränität er-
scheint der Mehrheit der befragten Personen not-
wendig, umso mehr, als darin eine Möglichkeit
gesehen wird, auf internationale Entwicklungen zu
reagieren, die die öffentliche Meinung beunruhigen:
Die „Bedrohung durch den Terrorismus“ ist in Fran-
kreich (42%) und im 8-Länder-Durchschnitt der Stu-
die (37%) der am häufigsten genannte Grund, gefolgt
von der „Herausforderung des Klimawandels“ (30%
der Antworten in Frankreich, 34% im 8-Länder-
Durchschnitt) und der „Gesundheitsbedrohung“
(26% in Frankreich, 31% in Europa). 

Die Französinnen und Franzosen wie auch die Be-
fragten im europäischen Durchschnitt sehen in einer
Stärkung der europäischen Souveränität zudem eine
mögliche Lösung für aktuelle geopolitische Heraus-
forderungen, zum Beispiel um dem „mangelnden Ge-
wicht des eigenen Landes auf internationaler Ebene“
zu begegnen (30% der Antworten in Frankreich,
27% im europäischen Durchschnitt) und um dem
„Machtanspruch Chinas“ entgegenzuwirken (25% in

Frankreich, 20% im 8-Länder-Durchschnitt). Mehr
als in den anderen Ländern erwarten die franzö-
sischen Befragten von einer Stärkung der euro-
päischen Souveränität zudem eine Antwort auf
den „Machtanspruch der Technologie-Giganten –
GAFAM“ (19% der Antworten, der höchste Wert in
den 8 Ländern der Studie).

Die Europäer_innen sind geteilter Meinung über die
tatsächliche Situation der europäischen Souveränität,
doch sie sind sich einig darin, dass sie gestärkt
werden muss – abgesehen von landesspezifischen
Besonderheiten, die die Reihenfolge der Beweg-
gründe ein wenig verändern. Wie lassen sich nun
die Schwierigkeiten erklären? Die Befragten in
Frankreich verweisen an erster Stelle auf „die
Schwäche der europäischen Institutionen (Kommis-
sion, Parlament)“ (23% der Antworten in Frankreich,
19% im 8-Länder-Durchschnitt), gefolgt vom „Druck
seitens bestimmter ausländischer Staaten, die kein
Interesse an der Entstehung eines starken Europas
haben“ (21% in Frankreich, 22% in Europa) und
den „kulturellen Unterschieden zwischen den euro-
päischen Nationen“ (16% / 16%). Der im euro-
päischen Durchschnitt am häufigsten angeführte
Grund – „die Tatsache, dass einige europäische Län-
der von Nationalisten regiert werden“ (23%) – wird
in Frankreich hingegen weniger genannt (15%).
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Die Einstellungen der Spanier_innen
zur europäischen Souveränität

Souveränität? Für die Mehrheit
in Spanien kein eindeutiger 
Begriff

Ist dies darauf zurückzuführen, dass Spanien eine
konstitutionelle Monarchie ist? Wenn man die Spa-
nier_innen fragt, was der Begriff „Souveränität“ für
sie bedeutet, so wirken sie ein wenig verunsichert:
etwas „weder Positives noch Negatives“ (44% der
Antworten), „weder überholt, noch modern“ (43%),
„weder links, noch rechts“ (56%)... In allen Fällen
entscheidet sich eine große (entweder relative oder
absolute) Mehrheit der Befragten für das „weder
noch“. 

Die anderen sind geteilter Auffassung: 28% der Be-
fragten in Spanien verbinden mit dem Begriff Sou-
veränität etwas „eher Positives“, während 23% ihn

negativ beurteilen. Dies ist ein großer Unterschied
zu den besten Ergebnissen der Studie, die in
Deutschland und Polen ermittelt wurden (hier sehen
73% bzw. 69% der Befragten den Begriff „eher posi-
tiv“). Vielmehr bewegt sich das spanische Ergebnis
in der Nähe der niedrigsten Werte der Studie, die in
Frankreich (29% positive Beurteilungen) und Italien
(21%) gemessen wurden. Daraus kann jedoch nicht
geschlussfolgert werden, dass es in den romanischen
Ländern eine sprachliche Verzerrung gibt, denn in
Rumänien beurteilen 60% der Befragten den Begriff
positiv. 

Mehr als jeder Dritte der Befragten in Spanien hält
den Begriff Souveränität zudem für „überholt“ (38%),
was etwas über dem europäischen Durchschnitt liegt
(32%). Nur 13% finden den Begriff im Gegenteil
„modern“ – neben Frankreich (12%) und Italien
(10%) einer der niedrigsten Werte der Studie.
Was die politische Ausrichtung anbelangt, die dem
Begriff zugeordnet wird, so ist die Mehrheit der

In Spanien scheint der Begriff „Souveränität“ für ein wenig Verwirrung zu sorgen. Das ist nicht überraschend. Ein
Grund dafür mag die Tatsache sein, dass Spanien eine konstitutionelle („parlamentarische“) Monarchie ist. Außerdem
ist es sehr wahrscheinlich, dass neben anderen Ursachen auch die späte Einführung der Demokratie in Spanien in
den späten 1970er Jahren – nach 40 Jahren Diktatur – eine Rolle spielt. Souveränität ist jedoch nicht der einzige
Begriff in der Studie, der in Spanien weiterer Klärung bedarf. Es wäre interessant zu wissen, was die Spanier_innen
mit dem Begriff „Nationalismus“ verbinden, denn dies ist einer der Begriffe, die in der Studie am meisten mit „Sou-
veränität“ assoziiert werden. Grundsätzlich kann Nationalismus negativ (verstanden als Rückzug auf sich selbst) oder
positiv (im emanzipatorischen Sinne des 19. Jahrhunderts) konnotiert sein. In Spanien wird der Begriff Nationalismus
sowohl auf die regionale Ebene wie in Katalonien oder im Baskenland als auch auf die nationale Ebene bezogen.
Je nach Herkunftsort und politischer Einstellung der Befragten kann die Bedeutung somit variieren. 

In der Studie zeigt sich wieder einmal die ausgeprägte europäische Gesinnung der Spanier_innen, der auch der Um-
gang der EU mit der letzten Wirtschaftskrise (2007/2008) kaum geschadet hat. Die europäische Souveränität wird
nicht nur mehrheitlich positiv beurteilt: Sie ist auch mit der nationalen Souveränität vereinbar. Interessant ist hier
die Ähnlichkeit zu den Ergebnissen in Deutschland (73% der Deutschen halten die beiden Konzepte für miteinander
vereinbar, 27% für widersprüchlich). Dies sind die positivsten Ergebnisse für das Projekt Europa, die in den acht
Studienländern ermittelt wurden. 
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Spanier_innen der Meinung, er sei „weder rechts
noch links“. Jeder Vierte (25%) verbindet den Begriff
Souveränität hingegen mit dem „rechten“ politischen
Spektrum, während 12% ihn dem linken politischen
Spektrum zuordnen. Obwohl die 12% nur eine Min-
derheit darstellen, sticht dies im Vergleich zu den an-
deren Ländern hervor: Nirgendwo sonst wird bei
diesem Punkt ein Wert von 10% erreicht. Der euro-
päische Durchschnitt liegt bei 6%.

Anschließend sollten die Studienteilnehmer_innen
aus einer Liste von zehn Vorschlägen wählen, welche
zwei Begriffe sie am ehesten mit Souveränität verbin-
den. In Spanien schnitten „Macht“ (54% der Antwor-
ten) und „Nationalismus“ (43%) am besten ab – zwei
Begriffe, die in Bezug auf das Projekt Europa nicht
unbedingt sehr förderlich sind und die auch in
Frankreich und Italien an vorderster Stelle stehen.
27% der Stimmen in Spanien entfielen auf „Frei-
heit“ und jeweils 20% auf „Unabhängigkeit“ und
„Selbstbestimmtheit“. 

Als es daraufhin galt, anstelle von Begriffen Ideen
mit Souveränität in Verbindung zu bringen, wählten
63% der Befragten in Spanien „die Tatsache, nach
eigenen Werten und Vorlieben zu leben“, gefolgt von
der „Fähigkeit, die eigenen Interessen durchzuset-
zen“ (58%) und der „Unabhängigkeit von anderen“
(43%). Die „frei gewählte Zusammenarbeit mit Part-
nern“, die von der Hälfte der Befragten in Deutsch-
land und Schweden angeführt wurde, landet in
Spanien mit 36% auf einem der letzten Plätze.

Europäische Souveränität: ein
eher positiv besetztes Konzept

Tendenziell wird das Konzept der „europäischen Sou-
veränität“ in den Ländern, in denen der Begriff
Souveränität eher negativ konnotiert ist, weniger gut
verstanden. In Spanien ist dies jedoch nicht der Fall:
Hier geben 71% der Befragten an, „gut“ zu verstehen,
was mit europäischer Souveränität gemeint ist, was
unter den acht Ländern der Studie einer der höchs-
ten Werte ist (63% im Durchschnitt) und dem
Ergebnis für „nationale Souveränität“ gleichkommt
(70%). Das Verständnis des Konzepts „strategische
Autonomie“ befindet sich dagegen auf dem Niveau
des europäischen Durchschnitts. In Spanien verste-

hen 62% der Befragten gut, worum es sich dabei
handelt, gegenüber 61% im Durchschnitt der unter-
suchten Länder.

Das gute Verständnis des Konzepts der europäischen
Souveränität begünstigt womöglich auch sein Anse-
hen. Knapp jeder zweite Befragte in Spanien (49%)
gab an, damit „etwas Positives“ zu verbinden, gegen-
über 24% negativen Beurteilungen und 27% der
Antworten für „weder negativ noch positiv“. Im Ein-
zelnen erreichen die positiven Beurteilungen 74%
unter den Anhänger_innen der Volkspartei (PP), 57%
unter den PSOE-Sympathisant_innen und sogar
45% unter den VOX-nahen Befragten (gegenüber
25% negativen Meinungen). Lediglich die Anhän-
ger_innen von Unidas Podemos stechen mit 33%
positiven Beurteilungen und 42% negativen Beurtei-
lungen heraus. Mit einem Anteil von knapp der
Hälfte der Spanier_innen, die die europäische Sou-
veränität mit etwas Positivem verbinden, bewegen
wir uns wieder auf demselben Niveau, das für den
Begriff „nationale Souveränität“ ermittelt wurde
(50%) – eine Ausnahme, die Spanien und Deutsch-
land miteinander teilen. In allen anderen Ländern
schneidet die nationale Souveränität stets ein wenig
besser ab als die europäische Souveränität, wobei die
Differenz zwischen den Werten der positiven Beur-
teilungen jeweils bei 5 bis 10 Prozentpunkten liegt.
Bei der „strategischen Autonomie“ hingegen herrscht
ein kritischeres Meinungsbild vor. Nur 37% der Be-
fragten in Spanien verbinden damit etwas Positives,
was zwölf Punkte unter dem europäischen Durch-
schnitt von 49% liegt. Der wesentliche Grund für
dieses Ergebnis ist wahrscheinlich die Tatsache, dass
der Begriff „Autonomie“ in Spanien mit der Debatte
über den Status bestimmter Regionen (allem voran
Katalonien) in Verbindung gebracht wird.   

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die
Mehrheit der Spanier_innen in der Assoziation der
Begriffe Souveränität und Europa kein Problem sieht
und die beiden Konzepte europäische und nationale
Souveränität nicht für widersprüchlich hält. 64% der
Befragten sind der Auffassung, dass „die beiden
Begriffe miteinander vereinbar sind, da europäische
Souveränität und nationale Souveränität einander
ergänzen“. Nur jeder Dritte (36%) sieht in den beiden
Begriffen eher einen Widerspruch, „da Souveränität
in erster Linie eine nationale Dimension hat“. Mit
Ausnahme von Deutschland (73% / 27%) ist dies das
positivste Ergebnis für das Projekt Europa, das in den
acht Ländern der Studie ermittelt wurde. 



Stärkung der europäischen
Souveränität in Spanien stärker
befürwortet als jene der 
nationalen Souveränität

Im Anschluss wurde folgende Frage gestellt: „Ist Eu-
ropa Ihrer Meinung nach heute souverän?“ Wie im
europäischen Durchschnitt sind auch die Befragten
in Spanien geteilter Meinung. Eine dünne Mehrheit
antwortet mit „Ja“ (53%) gegenüber 47% mit „Nein“.

Die Liste der wesentlichen Voraussetzungen, die
Europa erreicht haben muss, um souverän zu sein,
ist für viele der Befragten in der Tat sehr lang: „eine
florierende Wirtschaft“, von 75% der Spanier_innen
als „entscheidend“ bewertet, „Sicherstellung europäi-
scher Produktion in strategischen Bereichen wie
Lebensmitteln und Gesundheit“ (entscheidend für
72%), „eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik“ (67%), „eigene Energieressourcen“
(64%), „eine starke Verteidigung der eigenen Werte
(Demokratie, Rechtsstaatlichkeit...) sowohl nach
innen als auch nach außen“ (62%), „eigene Steuer-
einnahmen“ (61%), „Kontrolle der EU-Außengren-
zen“ (60%), um nur die Punkte zu nennen, die für
über 60% der Befragten von entscheidender Bedeu-
tung sind... 

Bis dahin muss noch einiges geschehen. Drei Viertel
der Befragten in Spanien (73%, darunter eine klare
Mehrheit unter den Sympathisant_innen der 5 wich-
tigsten Parteien: PP, PSOE, Cs, aber auch VOX und
UP) sind sich einig, dass die europäische Souveräni-
tät „gestärkt“ werden müsse. Dies wünschen sich die
Spanier_innen sogar mehr als eine Stärkung der na-
tionalen Souveränität (70%), was in keinem anderen
Land der Studie der Fall ist. Auch dies kann durch
die Debatte um den Status bestimmter spanischer
Regionen erklärt werden, denn viele der Sympathi-
sant_innen der separatistischen oder „nationalisti-

schen“ Parteien (ERC, Junts, PNV...) aber auch viele
der Podemos-Anhänger_innen sind gegen eine Stär-
kung der nationalen Souveränität, da diese mit der
zentralistischen Politik aus Madrid in Verbindung
gebracht wird.   

Für eine Stärkung der europäischen Souveränität
sprechen den Spanier_innen zufolge viele Gründe.
Die „Gesundheitsbedrohung“ wird in Spanien, das
von der Corona-Epidemie schwer getroffen wurde,
jedoch am häufigsten angeführt (41% der Antworten
gegenüber 31% im europäischen Durchschnitt). Als
nächstwichtigste Gründe wurden das „mangelnde
Gewicht des eigenen Landes auf internationaler
Ebene“ (32% in Spanien, 27% im europäischen
Durchschnitt), die „Herausforderung des Klimawan-
dels“ (31% / 34%) und die „Bedrohung durch den
Terrorismus“ (31% / 37%) genannt. Zu einem gerin-
geren Grad wird angenommen, dass man durch eine
stärkere europäische Souveränität auch dem „Mach-
tanspruch der Vereinigten Staaten“ entgegenwirken
könne (22% der Antworten, 17% im europäischen
Durchschnitt). Diesen halten die Spanier_innen für
ein wenig bedrohlicher als den „Machtanspruch
Chinas“ (19% / 20%), was in den anderen Ländern
eher andersherum ist.  

Was die noch bestehenden Hindernisse anbelangt,
die es zu einer Stärkung der europäischen Souverä-
nität zu überwinden gilt, nennen die Befragten in
Spanien in erster Linie den „Druck seitens bestimm-
ter ausländischer Staaten, die kein Interesse an der
Entstehung eines starken Europas haben“ (24% der
Antworten), die „Schwäche der europäischen Insti-
tutionen (Kommission, Parlament) in ihrer heutigen
Form“ (22%), die „Tatsache, dass einige europäische
Länder von Nationalisten regiert werden“ sowie zu
einem geringeren Grad die „kulturellen Unterschiede
zwischen den europäischen Nationen“ (12%), die
„Abneigung der Bevölkerungen der verschiedenen
europäischen Länder“ (12%) und den „Druck von
großen Industriekonzernen und digitalen Plattfor-
men“ (9%).

Europäische Souveränität
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Die Einstellungen der Italiener_innen
zur europäischen Souveränität

Der Begriff Souveränität ist 
in Italien negativ konnotiert

Von den acht untersuchten Ländern ist Italien das
Land, in dem der Begriff Souveränität am negativsten
bewertet wird. Mehr als jede_r dritte Italiener_in
(35%) - insbesondere die unter 35-Jährigen und die
politisch der Linken nahestehenden Befragten – ste-
hen dem Begriff negativ gegenüber. 21% haben ein
positives Bild und 38% „weder ein positives noch ein
negatives“. Gleichzeitig hält nur in Italien eine abso-
lute Mehrheit der Befragten den Begriff für „veraltet“
(53%), während nur knapp 10% ihn für „modern“ hal-
ten und 31% weder für das eine noch das andere.
Das ist weit vom europäischen Durchschnitt entfernt
(32% halten den Begriff für „veraltet“, 20% für „mo-
dern“ und 40% für weder noch) und noch weiter
entfernt von den Einschätzungen in Deutschland, wo
nur 9% der Befragten den Begriff für „veraltet“ halten,
also 44 Prozentpunkte weniger als in Italien. 

Ein erster Hinweis zur Erklärung liegt darin, dass die
Italiener_innen dem Begriff eher eine politische

Färbung zuschreiben. Mehr als jede_r dritte Italie-
ner_in (35%) betrachtet Souveränität als ein konser-
vatives Konzept, bei den Deutschen tun dies nur 5%.
Allerdings betrachten weder Italiener_innen noch
Deutsche Souveränität als ein linkes Konzept (nur
6% der Italiener_innen und 3% der Deutschen sind
dieser Meinung). Alle übrigen sehen sie „weder als
links noch als rechts“ an, 48% in Italien und 77% in
Deutschland. Die in Italien stärkere „Politisierung“
des Begriffs Souveränität führt dazu, dass die Ant-
worten stärker auseinanderfallen. Auch ist leichter zu
verstehen, dass die der Linken nahestehenden Italie-
ner_innen dem Konzept gegenüber negativer einges-
tellt sind - ein Phänomen, das auch in Frankreich zu
beobachten ist. 

Der zweite Hinweis ergibt sich aus der Frage, welche
Wörter aus einer Liste, von denen zwei ausgewählt
werden sollen, die Befragten mit dem Begriff Souve-
ränität assoziieren. Bei  den Italiener_innen stehen
die Wörter „Nationalismus“ (58% der Nennungen),
„Macht“ (46%) und „Protektionismus“ (26%) ganz
oben, während die Deutschen „Unabhängigkeit“
(63%), „Selbstbestimmung“ (53%) und „Freiheit“
(35%) auswählen. Wenn von Souveränität die Rede

Italien charakterisierte nach 1945 ein gebrochenes Nationalgefühl. Nach der gut 20-jährigen faschistischen Herrschaft
Benito Mussolinis, nach Italiens Beteiligung am Zweiten Weltkrieg als Alliierter Nazi-Deutschlands, nach der
Erhebung der Resistenza gegen Nazis und Faschisten sowie schließlich der Kriegsniederlage durfte jedwede nationa-
listische Rhetorik im Großteil der Bevölkerung als diskreditiert gelten. Hinzu kam, dass die beiden größten politischen
Kräfte bis zu den frühen 90er Jahren die Dauerregierungspartei der Christdemokraten und die Daueroppositionspartei
der Kommunisten waren. Beide gehörten vorneweg zu den jeweiligen „Weltkirchen“, dem Katholizismus und dem
Kommunismus sowjetischer Prägung. Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass viele Italiener_innen sich
stärker mit Europa als mit dem eigenen Land identifizierten. Nachdem der ideologische Gegensatz sich aufgelöst
hatte, gehörte Italien zu den Ländern mit den höchsten Zustimmungswerten in der EU. Eine aggressivere nationale
bzw. nationalistische Rhetorik kam erst in den letzten Jahren auf, im Gefolge der Eurokrise seit 2011 und dann der
Flüchtlingskrise. Seither sind die Zustimmungswerte zur EU stark gefallen, seither auch erreichen die beiden Parteien
Lega und Fratelli d’Italia, die sich selbst als „souveränistisch“ bezeichnen, in Meinungsumfragen zusammen etwa
40%. Ob einem geeinten Europa oder aber einem „souveränen“ Italien der Primat gebührt, ist damit zu einer zentralen
Frage im politischen Konflikt zwischen den Parteien geworden.
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La souveraineté européenne

ist, wird in diesen beiden Ländern offenkundig nicht
von der gleichen Sache gesprochen.

„Souveränität“ und „europäisch“
passen für die Italiener_innen
nicht gut zusammen

Die mindestens gemischte Wahrnehmung des Be-
griffs Souveränität in Italien lastet schwer auf dem
Konzept der „europäischen Souveränität“. Zunächst
einmal wundert man sich über die Wörter, die mit
Souveränität assoziiert werden. Weniger als jede_r
zweite Italiener_in (45%) gibt an, „sehr gut“ (10%)
oder „eher gut“ (35%) zu wissen, was der Ausdruck
bedeutet. Bei dieser Frage liegen alle anderen Länder
über - zum Teil sogar deutlich über 50%: Frankreich
bei 54%, Schweden bei 60%, Deutschland bei 69%,
Spanien bei 71%, Polen bei 75% und Rumänien bei
77%. Das Problem liegt auch tatsächlich am Begriff
der Souveränität, denn auch beim Begriff der natio-
nalen Souveränität zeigt sich dasselbe Unverständnis
(nur 56% der Italiener_innen verstehen, worum es
sich dabei handelt, verglichen mit 71% im europäi-
schen Durchschnitt), während bei der Frage nach
dem eigentlich weniger bekannten Begriff der „stra-
tegischen Autonomie“ 70% der Italiener_innen erklä-
ren, den Begriff gut zu verstehen - der zweithöchste
Wert der acht untersuchten Länder (hinter den
Rumänen mit 79%). 

Ob Unternehmens- oder Meinungsumfragen, Ima-
gebarometer zeigen regelmäßig: Wir mögen das, was
wir kennen und was wir verstehen. In Italien wird der
Begriff der europäischen Souveränität gerade
aufgrund seiner Unschärfe am negativsten bewertet.
Europäische Souveränität ruft nur bei 37% der Ita-
liener_innen etwas Positives hervor, was der nie-
drigste Wert der acht untersuchten Länder ist (41%
in Frankreich, 48% in Schweden, 49% in Spanien
und mehr als 60% in Deutschland, Polen, Rumänien
und Lettland). Italien ist neben Frankreich auch das
einzige Land, in dem die Mehrheit (56%) der Befrag-
ten der Meinung ist, „dass es widersprüchlich ist,
diese beiden Wörter zusammen zu verwenden, da
sich Souveränität vor allem auf die Nation bezieht“.
Im Durchschnitt der acht untersuchten Länder
denkt die Mehrheit das Gegenteil: „Es ist möglich,

diese beiden Wörter zusammen zu verwenden, weil
sich europäische und nationale Souveränität ergän-
zen“ (58%). Damit ist man wieder bei der Bedeutung
des Begriffs Souveränität. Für die Italiener_innen ist
es „die Fähigkeit, seine eigenen Interessen geltend
zu machen“ (64% der Nennungen), und „die Unab-
hängigkeit von anderen“ (59%). Für die Deutschen
und die Schweden ist es auch die Unabhängigkeit
(63 bzw. 55%), aber gleich danach folgt die „frei
gewählte Zusammenarbeit mit seinen Partnern“
(49 bzw. 52%). 

Eine Stärkung der 
europäischen Souveränität
wünschen sich in Italien 
weniger Befragte als in den 
anderen Ländern, aber immer
noch die Mehrheit

Aber ist Europa heute bereits souverän? Im Gegen-
satz zu den anderen untersuchten Ländern glaubt in
Italien, wie auch in Frankreich, die Mehrheit dies
nicht: Während 46% der Meinung sind, dass „Europa
souverän ist“, glauben 54%, dass es das nicht ist. Die
Italiener_innen stimmen jedoch mit ihren Nachbarn
darin überein, was für Europas Souveränität wesent-
lich ist - allerdings sind sie dabei etwas anspruchs-
voller: „eine leistungsstarke Wirtschaft“ (73% der
Italiener_innen halten sie für „wesentlich“, vergli-
chen mit 69% im europäischen Durchschnitt), „eine
gemeinsame Verteidigungspolitik“ (72% gegenüber
67%), „eine Produktion innerhalb Europas in strate-
gischen Bereichen wie der Nahrungsmittel- und
Gesundheitsversorgung“ (66% gegenüber 65%),
„eigene europäische Energieressourcen“ (64% gegen-
über 60%). 

Auch anderen Kriterien wird mehr Bedeutung
beigemessen als im Durchschnitt der 8 Länder, z.B.
„dass Europa über eigene Steuermittel verfügt“
(63% der Italiener_innen halten diese Frage für
besonders wichtig, verglichen mit einem um
10 Punkte niedrigeren Wert im europäischen
Durchschnitt). Umgekehrt hätte man bei dem
Aspekt „Kontrolle der EU-Außengrenzen“ aufgrund
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der auf der sizilianischen Insel Lampedusa ankom-
menden Migranten einen höheren Wert als in den
anderen Ländern erwartet. Dies ist aber nicht der
Fall. In Italien wird (nach Polen) diese Frage sogar
am seltensten als wesentlich angesehen (39% in
Polen, 56% in Italien, aber zwischen 59 und 68% in
den anderen Ländern).

Obwohl in Italien der Begriff der europäischen Sou-
veränität scheinbar diffuser und auch negativer wahr-
genommen wird als in den anderen Ländern,
sprechen sich dennoch 60% der Befragten für eine
Stärkung der europäischen Souveränität aus. Dieser
Wert ist niedriger als in den anderen Ländern - der
europäische Durchschnitt liegt bei 73% - aber den-
noch eindeutig. Im Vergleich dazu wird die Stärkung
der nationalen Souveränität (71%) häufiger befürwor-
tet, obwohl auch dieses Ergebnis einige Punkte unter
dem Durchschnitt der acht untersuchten Länder
(77%) liegt. Die Befragten, die eine Stärkung der eu-
ropäischen Souveränität am deutlichsten befürwor-
ten, haben, wie in den anderen Ländern auch, einen
hohen sozio-professionellen Status, hohe Einkom-
men, eine hohe Bildung und stehen politisch der
Linken nahe.

Auf die Frage, welche Gründe aus einer Liste von
Vorschlägen am ehesten für eine Stärkung der euro-
päischen Souveränität sprechen, antworten die Ita-
liener_innen am häufigsten „weil unser Land
international zu wenig Gewicht hat“. Diese Antwort

wählten in Italien 39% der Befragten, was dem
höchsten Wert unter den acht untersuchten Ländern
entspricht und 12 Prozentpunkte über dem europäi-
schen Durchschnitt (27%) liegt. Die anderen
genannten Gründe wurden ähnlich häufig gewählt
wie in den anderen Ländern: „die gesundheitliche
Bedrohung“ (38%, im europäischen Durchschnitt
31%) - höchstwahrscheinlich eine Auswirkung der
Coronakrise, die Italien besonders stark getroffen hat
- sowie „die Herausforderung des Klimawandels“
(34%, genau wie im europäischen Durchschnitt). Die
„terroristische Bedrohung“, die im Durchschnitt der
acht untersuchten Länder am häufigsten genannt
wird (37% der Nennungen), wird dagegen in Italien
seltener angeführt (28%). Fast ein Viertel der Italie-
ner_innen glaubt zudem, dass eine stärkere europäi-
sche Souveränität dabei helfen würde, „dem
Machtstreben Chinas zu widerstehen“ (23%). Da-
nach befragt, was eine Stärkung der europäischen
Souveränität derzeit bremse, antworten die Italie-
ner_innen mit vier gleich häufig genannten Gründen:
„die Schwäche der europäischen Institutionen (Kom-
mission, Parlament usw.)“ (22% der Nennungen),
„der Druck einiger fremder Länder, die ein Interesse
daran haben, dass Europa nicht stärker wird“ (20%),
„die Tatsache, dass einige europäische Länder von
Nationalisten angeführt werden“ (19%) sowie „die
kulturellen Unterschiede zwischen den europäischen
Staaten“ (ebenfalls 19%).
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Die Einstellungen der Lett_innen 
zur europäischen Souveränität

Souveränität: ein positives,
aber umstrittenes Bild

Trotz seiner untypischen Geschichte (Gründung der
ersten Republik von Lettland im Jahr 1920, Verlust
der Autonomie im Jahr 1940 und Unabhängigkeit
erst im Jahr 1991) heben sich die  Resultate der
Umfrage für Lettland nicht von denen der anderen
Länder ab. Generell sind die Ergebnisse für Lettland
der aus denjenigen Ländern sehr ähnlich, die – wie
Deutschland oder Polen – ein eher positives Bild von
Souveränität und europäischer Souveränität haben. 

So haben die Lett_innen ein positives Bild des Be-

griffs Souveränität, der für 61% von ihnen „etwas Po-
sitives“ bedeutet – hingen nur für 2% „etwas Nega-
tives“ und für 29% „weder das eine noch das andere“.
Dieser Anteil der positiven Bewertungen liegt um 15
Prozentpunkte über dem Durchschnitt der acht
befragten Länder (46%), bleibt jedoch unter dem
Anteil in Deutschland (75%) und Polen (69%)
gemessenen Anteilen. Lettland zeichnet sich jedoch
durch eine breite Generationskluft aus: so verbinden
mit Souveränität „etwas Positives“ 45% der Alters-
gruppe der 18-34-Jährigen, 60% der 35-49jährigen,
64% der 50-59jährigen und 74% der über 60jährigen.
Die soziale Differenzierung fällt fast genauso deutlich
aus: 76% der mit Hochschulabschluss verbinden mit
Souveränität etwas Positives, aber nur 50% derjenigen

Das Bestehen der nationalen Souveränität wird in Lettland allgemein als historische Errungenschaft wahrgenommen,
was sich tief ins soziale Gedächtnis der Nation eingebrannt hat. In der lettischen Mythologie wird die Geschichte als
eine allmähliche und unvermeidliche Entfaltung des Rechts der Nation auf Staatlichkeit betrachtet, die in den
frühen 1990er Jahren ihren Höhepunkt erreichte. In der Unabhängigkeitsbewegung ging es ausdrücklich um die
Formulierung einer angemessenen, wirksamen und international gültigen juristischen Strategie, um Moskau die
Souveränität zu entziehen und sie nach Riga zurückzuholen. Souveränität wird daher mit Begriffen wie Unabhän-
gigkeit und Freiheit gleichgesetzt, was auch in der Studie bestätigt wird. In ähnlicher Weise ist die enge Verbindung
zwischen Souveränität und Selbstbestimmung als Produkt der Geschichte zu sehen, denn der letztere Begriff struk-
turierte nach dem Ersten Weltkrieg die internationale Ordnung. Gerade die Erfahrungen der Zwischenkriegszeit
beeinflussten in den 1990er Jahren die einvernehmliche politische Entscheidung, der Europäischen Union und der
NATO beizutreten. Die geopolitische Verwundbarkeit Lettlands – wie sie nach dem Ersten Weltkrieg zutage trat –
wurde nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit durch eine freiwillige Eingliederung in eine größere politische
Einheit behoben. Aus diesem Grund wird die europäische Souveränität, auch wenn es Unklarheiten im konkreten
Verständnis gibt, eher als Stütze der nationalen Souveränität gesehen und nicht als Bedrohung. Da die EU zudem
die nationale Vielfalt hochhält, wird der formale Verlust der Souveränität in vielen Bereichen der Entscheidungsfin-
dung nicht als negativ empfunden. Die Grundlage des Staates ist die lettische Nation, die sich selbst kulturell ver-
wirklicht. Solange die kulturelle Ausdrucksfähigkeit der Nation nicht in irgendeiner Weise eingeschränkt wird, wird
die europäische Souveränität positiv wahrgenommen. Souveränität wird also eher als politisches und kulturelles Kon-
zept verstanden, und weniger als wirtschaftliches. So wurde zum Beispiel die Wiedereinführung einer nationalen
Währung in den 1990er Jahren als wichtiges Symbol der Unabhängigkeit gesehen. Dennoch stieß die Einführung
des Euro im Jahr 2014 auf wenig Widerstand und etwaige Bedenken bezogen sich auf kulturelle Aspekte und nicht
auf den Verlust der Währungssouveränität.
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ohne Abschluss; 73% sind es bei den gut situierten,
aber nur 58% bei denjenigen in bescheidenen Le-
bensverhältnissen. 

Jede/r dritte Befragte in Lettland (33%) hält den Be-
griff „Souveränität“ für „modern“, 17% betrachten ihn
dagegen als etwas „Veraltetes“ und die Mehrheit
(42%) als „weder das eine noch das andere“. Eine
breite Mehrheit ordnet den Begriff keinem politi-
schen Lager zu: nur knapp jede_r fünfte Lett_in
(18%) sieht ihn als einen Begriff der Rechten, nur
5% als einen der Linken. In Lettland wird Souverä-
nität vor allem mit „Unabhängigkeit“ assoziiert (72%
der Nennungen), in geringerem Maße mit „Freiheit“
(45%) und „Selbstbestimmung“ (42%). Diese drei
Begriffsassoziationen sind auch die, die in Deutsch-
land und Polen (und in geringerem Masse im be-
nachbarten Schweden) an erster Stelle genannt
werden, und steht ganz im Gegensatz zu dem, was
die Befragung für Frankreich und Italien zeigt, wo
die Assoziationen mit Begriffen wie „Macht“, „Natio-
nalismus“, oder „Protektionismus“ dominieren; kei-
ner dieser Begriffe erreicht in Lettland mehr als 15%
der Nennungen. 

Bezüglich der mit „Souveränität“ verbundenen Ideen
bewegen sich die Resultate für Lettland im
Durchschnitt der acht Länder: Für 60% bedeutet
Souveränität „Unabhängigkeit“ (58% im 8-Länder-
Durchschnitt), für 56% die „Tatsache, nach eigenen
Werten und Vorlieben zu leben“ (57% im Durch-
schnitt), für 49% die „Fähigkeit, die eigenen Interes-
sen durchzusetzen“ (51% im Durchschnitt) und für
36% die „frei gewählte Zusammenarbeit mit Part-
nern“ (35% im Durchschnitt).

Es ist ein Widerspruch 
Souveränität mit Europa zu 
verbinden: 44% der Lett_innen
sind dieser Auffassung 

Wie es auch in den anderen Ländern der Befragung
zu beobachten ist, geht in Lettland ein positives Bild
von Souveränität mit einem klaren Verständnis des
Begriffs und einer positiven Bewertung der mit ihm
assoziierten Begriffe einher. einher. Fast acht von
zehn Lett_innen (78%) verstehen gut, was mit

„nationaler Souveränität“ gemeint ist und drei Viertel
(75%) verbinden damit „etwas Positives“. Dieser
Anteil liegt über dem 8-Länder-Durchschnitt (57%)
und ist fast so hoch wie der in Polen oder Rumänien
(76%). 

Etwas weniger, aber immer noch zwei Drittel der
Befragten (67% in Lettland, 63% im Durchschnitt)
geben auch an, ein klares Verständnis des Begriffs
„europäische Souveränität“ zu haben; und 68% ver-
binden mit ihm etwas Positives. Damit liegt Lettland
wiederum über dem Durchschnitt der Befragung
(52%) und erneut auf dem Niveau von Polen (69%)
und Rumänien (66%). Ebenso wie „Souveränität“
wird der Begriff „europäische Souveränität“ mehr von
den Älteren (74%) als von den Jüngeren (58%)
geschätzt, und mehr von den höher Qualifizierten
(73%) als von den weniger Qualifizierten (62%).
Dagegen hat die politische Selbstverortung nur einen
marginalen Einfluss auf die Wahrnehmung von
europäischer Souveränität.

Dagegen ist Verbindung von Souveränität und Eu-
ropa polarisierend. Zwar ist für die Mehrheit der
Lett_innen (56%) diese Verbindung kein Problem,
weil „europäische Souveränität und nationale Souve-
ränität einander ergänzen“. Für eine bedeutende
Minderheit (44%, gegenüber 42% im Durchschnitt
der befragten Länder) stehen beide Begriffe aller-
dings im Widerspruch zueinander, da „Souveränität
in erster Linie eine nationale Dimension hat“.

Wie auch in Schweden, aber im Gegensatz zu den
restlichen Ländern wird in Lettland der Begriff „stra-
tegische Autonomie“ kaum verstanden. Die Mehrheit
der befragten Lett_innen (57%) versteht nicht, was
damit gemeint ist, was dann auch die Wahrnehmung
des Begriffs beeinträchtigt: 45% verbinden mit ihm
„etwas Positives“, 19% als „etwas Negatives“ und 36%
antworten mit „weder noch“.

Ist Europa souverän? 
Ein gespaltenes Bild in Lettland

Ist Ihrer Meinung nach Europa heute schon souve-
rän? Dazu gehen die Meinungen auseinander: 56%
beantworten sie mit ja, 44% mit nein. Der Anteil der
zustimmenden Antworten liegt zwar über dem
8-Länder-Durchschnitt (51% Ja / 49% Nein), erreicht
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aber nicht das Ausmaß der Zustimmung wie in Polen
(65%) und Rumänien (63%).

Damit man wirklich von europäischer Souveränität
sprechen kann, halten Lett_innen in stärkerem
Maße als der Durschnitt in den befragten Ländern
bestimmte Voraussetzungen für „wesentlich“: „eine
florierende Wirtschaft“ (wesentlich für 71% der
Lett_innen, im Durchschnitt 69%), „eine gemein-
same Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ (70%
in Lettland, 67% im Durchschnitt), „eine starke Ver-
teidigung der eigenen Werte, sowohl nach innen als
auch nach außen“ (65% / 61%), die „Sicherstellung
europäischer Produktion in strategischen Bereichen
wie Lebensmitteln und Gesundheit“ (64% / 65%),
„gemeinsame Instrumente zur Abwehr von Einmi-
schung aus dem Ausland“ (Kampf gegen die
Desinformation und die ausländische Parteienfinan-
zierung)“ (60% / 58%), „seine eigenen Energiequellen“
(59% / 60%), „Kontrolle über die Außengrenzen der
EU“ (59% / 59%), „eigene Steuereinnahmen“ (54% /
53%), „Kontrolle der strategischen Infrastruktur
(Hafen, Flughafen, Energie) (52% / 52%) usw.

Es versteht sich dann, dass unter den Lett_innen der
Anteil der Befragten, die sich eine Stärkung der eu-
ropäischen Souveränität wünschen am höchsten ist
(84%, davon 35% die dies für unbedingt erforderlich
halten) Dieser Anteil ist fast so hoch wie der derjeni-

gen, die für eine Verstärkung der nationalen Souve-
ränität eintreten (90%). Die für eine Stärkung der eu-
ropäischen Souveränität genannten Gründe sind
zahlreich und vielfältig. Am meisten genannt wird,
wie auch in vielen anderen Ländern, die terroristi-
sche Bedrohung (38%). Fast gleichauf folgt das
„mangelnden Gewicht des eigenen Landes auf inter-
nationaler Ebene“. Ebenso wie die Befragten in Polen
heben die Lett_innen „das russische Machtstreben“
(31% gegenüber 13% im 8-Länder-Durchschnitt;
73% davon sind Anhänger der Partei Nacionala Ap-
vieniba. Als weitere Gründe werden genannt „die
Gesundheitsbedrohung“ (30%), „das Machtstreben
der USA“ (30%) und „die Herausforderung des
Klimawandels“ (18%). Alle anderen Gründe werden
von weniger als 15% genannt. 

Was die Hindernisse betrifft, die einer Stärkung der
europäischen Souveränität im Wege stehen, so beto-
nen die Lett_innen vor allem den „Druck seitens
bestimmter ausländischer Staaten, die kein Interesse
an der Entstehung eines starken Europas haben“.
41% der Befragten heben dies hervor, unter den
Älteren gar 52%. Weiter dahinter folgt „die Schwäche
der europäischen Institutionen (Kommission, Parla-
ment)“, die von nur 15% als Hindernis genannt wird.
Die Zustimmungen zu allen anderen Antwortoptio-
nen liegen noch darunter.
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Die Einstellungen der Pol_innen 
zur europäischen Souveränität

Souveränität: ein sehr positiv
besetzter Begriff in Polen

Polen ist in seiner Geschichte nicht häufig souverän
gewesen, was eventuell die besondere Wertschätzung
des Begriffs erklärt. Mehr als zwei Drittel der Befrag-
ten in Pol_innen (69%) verbinden mit dem Begriff
„Souveränität“ etwas Positives – unter den Befragten
im Alter von 50 Jahren und älter sind es sogar mehr
als drei Viertel. Dies ist zusammen mit Deutschland
(73%) einer der höchsten Werte, die in den acht in
die Studie einbezogenen Länder ermittelt wurden.
Lediglich 3% der Befragten in Polen verbinden mit
dem Begriff „Souveränität“ etwas Negatives, während
21% ihn als „weder positiv noch negativ“ beurteilen.

Auch wird der Begriff in Polen häufiger als „modern“
bezeichnet als im europäischen Durchschnitt (31%
– dasselbe Ergebnis wie in Deutschland – gegenüber
20% im Durchschnitt der acht untersuchten Län-
der), während 17% der Pol_innen den Begriff für
„überholt“ halten (32% im europäischen Durch-
schnitt) und 41% für „keines von beiden“ stimmten.
Eine Mehrheit der polnischen Befragten schreibt
dem Begriff keine politische Ausrichtung zu (46%
verbinden ihn weder mit links noch mit rechts). Die
anderen verbinden ihn eher mit dem rechten politi-
schen Spektrum (28%) als mit dem linken politi-
schen Spektrum (7%).

In Polen wird Souveränität in erster Linie mit „Unab-
hängigkeit“ (65% der Antworten, d. h. 23 Prozent-
punkte über dem europäischen Durchschnitt von
42%) und „Freiheit“ (61% gegenüber nur 28% im

Polen ist eines der europhilsten Länder überhaupt. Bei Umfragen erreicht die Zustimmung zur europäischen Inte-
gration regelmäßig europäische Spitzenwerte. In dieser proeuropäischen Haltung artikulieren sich einerseits insgesamt
positive ökonomische und politische Erfahrungen seit dem EU-Beitritt 2004. Darin artikuliert sich aber auch ein
sehr viel älteres Verlangen nach einer festen Verankerung des Landes im Westen Europas (für den die EU steht). Als
Bastion des römisch-katholischen Glaubens, der lateinischen Schrift und vielfältiger historischer Verbindungen im
wirtschaftlichen, kommerziellen, kulturellen und politischen Bereich nach West- und Mitteleuropa sah sich das
Land immer als Teil Westeuropas und der römisch-katholischen Christenheit (im Gegensatz zum christlich-ortho-
doxen, von Russland dominierten Ostens des Kontinents). Allerdings ist diese Vorstellung einer möglichst tiefen Ve-
rankerung in der EU von einer anderen Schiene historischer Erfahrung gebrochen: In den Augen vieler Bürger hat
Polen erst 1990, mit dem Abzug der seit 1945 im Land stehenden Roten Armee, seine Souveränität vollständig
wiedergewonnen, nachdem es – mit der Unterbrechung der zwanzig Jahre der II. Republik 1918 bis 1939 – fast 200
Jahre lang seiner Eigenstaatlichkeit beraubt gewesen war. Die Vorstellung eines Transfers dieser endlich wiederge-
wonnen Souveränität nach Brüssel ist für diesen Teil der Bevölkerung sehr schwer akzeptabel. Historisch überdeter-
miniert bleibt schließlich auch die Vorstellung einer „europäischen Souveränität“ im Bereich von Sicherheit und
Verteidigung. Polen hat quer durch die politischen Lager wenig Vertrauen in derartige Überlegungen: Die große
Mehrheit ist der Meinung, dass nur die USA und die Nato in der Lage sind, dem Land Sicherheit zu bieten, vor
allem vor Russland, an das Polen in der Region Ermland/Masuren direkt angrenzt. Sich auf europäische Verbündete
zu verlassen, hat sich in der Stunde der Not 1939 – „mourir pour Danzig?“ – nicht bewährt. Polen sucht insgesamt
einen Mittelweg zwischen der Notwendigkeit einer Stärkung der EU in einer komplizierten Welt, einer Bewahrung
der demokratischen Souveränität des Landes und einem engen Bündnis mit dem „security provider of last resort“,
den USA. 
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europäischen Durchschnitt – eine bemerkenswerte
Differenz von 33 Prozentpunkten) in Verbindung ge-
bracht. In keinem anderen Land der Studie wird
Souveränität in einem solch hohen Maß mit Freiheit
assoziiert. Platz drei belegt der Begriff „Selbstbe-
stimmtheit“ (40% der Antworten gegenüber 34% im
europäischen Durchschnitt). „Macht“ (9% der
Antworten gegenüber 37% im europäischen Durch-
schnitt), „Nationalismus“ (6% in Polen, 31% im
Durchschnitt) und „Protektionismus“ werden hinge-
gen deutlich seltener als in den anderen Ländern ge-
nannt. Darüber hinaus wird Souveränität in Polen
sehr häufig mit der Idee der „Unabhängigkeit von an-
deren“ (69% – der europäische Rekordwert in diesem
Punkt) und der „Tatsache, nach eigenen Werten und
Vorlieben zu leben“ (60%) assoziiert. Die „Fähigkeit,
die eigenen Interessen durchzusetzen“ (37%) und die
„frei gewählte Zusammenarbeit mit Partnern“ (35%)
werden hingegen deutlich seltener mit Souveränität
in Verbindung gebracht.

Nationale und europäische
Souveränität: in Polen 
hoch angesehen

Die sehr positive Konnotation des Begriffs Souverä-
nität begünstigt in Polen sowohl das Verständnis als
auch das Ansehen der damit zusammenhängenden
Konzepte. So versteht die Mehrheit der Pol_innen
gut, was mit „nationaler Souveränität“ (83%), mit „eu-
ropäischer Souveränität“ (75%) und selbst mit „stra-
tegischer Autonomie“ (64%) gemeint ist. Diese drei
Werte liegen alle über dem europäischen Durch-
schnitt (71%, 63% und 61%). Vor allem aber genie-
ßen die drei genannten Konzepte in Polen ein sehr
viel höheres Ansehen als in den anderen Ländern.
Drei Viertel der Befragten in Polen geben an, mit na-
tionaler Souveränität „etwas Positives“ zu verbinden
(76%, ein Rekordwert – zusammen mit Rumänien –
im Vergleich zu den acht untersuchten Ländern, in
denen ein Durchschnitt von 57% ermittelt wurde),
während 69% europäische Souveränität positiv beur-
teilen, darunter 88% der PO-Sympathisant_innen,
82% der Anhänger_innen der sozialdemokratischen
Partei SLD und immerhin 69% der PiS-nahen
Befragten. Auch dies ist ein Rekordwert auf europäi-

scher Ebene: Im 8-Länder-Durchschnitt sehen 52%
der Befragten europäische Souveränität als etwas Po-
sitives. Des Weiteren stufen in Polen sechs von zehn
Befragten den Begriff „strategische Autonomie“ als
etwas Positives ein, was ebenfalls mehr als zehn Pro-
zentpunkte über dem europäischen Durchschnitt
liegt (60% / 49%).

Die Mehrheit der Pol_innen sieht zudem keinen Wi-
derspruch zwischen europäischer Souveränität und
nationaler Souveränität. So sind 61% der Auffassung,
dass die Begriffe Souveränität und Europa miteinan-
der vereinbar sind, „da europäische Souveränität und
nationale Souveränität einander ergänzen“. Nichts-
destoweniger halten 39% die beiden Begriffe für wi-
dersprüchlich, „da Souveränität in erster Linie eine
nationale Dimension hat“. In dieser Frage herrscht
allerdings eine starke Diskrepanz zwischen den
unterschiedlichen politischen Lagern: Unter den
Sympathisant_innen der linken Parteien betrachten
mehr als drei Viertel die beiden Begriffe als komple-
mentär, während Unterstützer_innen der rechten
Parteien ein weitaus stärker gespaltenes Meinungs-
bild aufweisen.

Polinnen und Polen glauben an
die europäische Souveränität
und möchten sie stärken

Zwei Drittel der Pol_innen (65% gegenüber 35% mit
gegenteiliger Meinung) halten die europäische Sou-
veränität bereits für Realität. Dies ist ein weiterer
Höchstwert der Umfrage, in der im Durchschnitt
51% ermittelt wurde. Ein absolut gegensätzliches
Verhältnis wurde in Frankreich gemessen, wo nur
36% der Befragten der Auffassung sind, dass die eu-
ropäische Souveränität bereits Realität ist, während
64% nicht daran glauben.

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Befragten
in Polen im Hinblick auf die wesentlichen Voraus-
setzungen, die Europa erreicht haben muss, um als
souverän bezeichnet werden zu können, weniger
anspruchsvoll sind als in den anderen europäischen
Ländern: „eine florierende Wirtschaft“, von 59%
der Pol_innen als „entscheidend“ bewertet gegen-
über 69% im europäischen Durchschnitt, „eine
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gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik“,
„entscheidend“ für 53% der Befragten in Polen und
für 67% im europäischen Durchschnitt, „eine starke
Verteidigung der eigenen Werte (Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit...) sowohl nach innen als auch
nach außen“ (48% der Antworten in Polen gegenüber
61% im europäischen Durchschnitt).

Alle weiteren Punkte wurden in Polen überwiegend
als „wichtig, aber nicht entscheidend“ eingestuft,
während im europäischen Durchschnitt Einigkeit
über den „entscheidenden“ Charakter der verschie-
denen Voraussetzungen besteht: „Sicherstellung eu-
ropäischer Produktion in strategischen Bereichen wie
Lebensmitteln und Gesundheit“ (46% der Befragten
in Polen stimmten für „entscheidend“ gegenüber
65% im europäischen Durchschnitt), „eigene Ener-
gieressourcen“ (43% in Polen / 60% im europäischen
Durchschnitt), „gemeinsame Instrumente zur Ab-
wehr von Einmischung aus dem Ausland“ (40% /
58%), „Kontrolle der EU-Außengrenzen“ (39% / 59%
im europäischen Durchschnitt), „eigene Steuerein-
nahmen“ (32% / 53%), „Kontrolle der strategischen
Infrastruktur (Häfen, Flughäfen, Energie...)“ (29% /
52%), „Kontrolle der digitalen Infrastruktur (soziale
Netzwerke, 5G, Cloud...)“ (24% / 46%).

Unabhängig davon, ob die europäische Souveränität
nun bereits Realität ist oder nicht, wünscht sich eine
Mehrheit der Pol_innen eine Stärkung der europäi-
schen Souveränität (78%), ebenso wie eine Stärkung
der nationalen Souveränität (80%). Beide Werte lie-
gen wieder über dem europäischen Durchschnitt
(73% bzw. 77%). Von einer Stärkung der europäi-
schen Souveränität versprechen sich die Befragten
in Polen eine effizientere Bekämpfung der „Bedro-
hung durch den Terrorismus (43% der Antworten in
Polen gegenüber 37% im europäischen Durch-
schnitt) sowie – und das ist eine Besonderheit, die
Polen mit Lettland teilt – einen besseren Schutz
gegen den „Machtanspruch Russlands“ (30% in
Polen und 31% in Lettland gegenüber nur 13% im
europäischen Durchschnitt). 

Die anderen genannten Gründe folgen in etwa der-
selben Reihenfolge wie im 8-Länder-Durchschnitt
der Studie, wenngleich sich die jeweiligen Werte ge-
ringfügig unterscheiden. Eine Stärkung der europäi-
schen Souveränität wird zudem als mögliche Lösung
gesehen, um auf die „Herausforderung des Klima-
wandels“ (32% der Antworten in Polen / 34% im
europäischen Durchschnitt) und die „Gesundheits-
bedrohung“ (26% / 31%) zu reagieren sowie um dem
„Machtanspruch Chinas“ entgegenzuwirken (20% /
20%). Das „mangelnde Gewicht des eigenen Landes
auf internationaler Ebene“ wurde in Polen hingegen
von nur 17% genannt, im Vergleich zu 27% im euro-
päischen Durchschnitt. Dies lässt einen womöglich
etwas ausgeprägteren Nationalstolz als in den ande-
ren Ländern vermuten.

Was die wesentlichen Hindernisse anbelangt, die
einer Stärkung der europäischen Souveränität im
Wege stehen, so liegt Polen exakt im europäischen
Durchschnitt. Trotz der seit 2015 bestehenden Prä-
sidentschaft von Andrzej Duda, der den Kaczyński-
Brüdern nahesteht und als Euroskeptiker gilt,
nennen die polnischen Befragten an vorderster Stelle
die „Tatsache, dass einige europäische Länder von
Nationalisten regiert werden“ (22% der Antworten
– jedoch nur halb so viele unter den PiS-Sympathi-
sant_innen). Auf demselben Niveau wird der „Druck
seitens bestimmter ausländischer Staaten, die kein
Interesse an der Entstehung eines starken Europas
haben“ genannt (22%, 32% unter den PiS-Sympathi-
sant_innen), gefolgt von den „kulturellen Unterschie-
den zwischen den europäischen Nationen“ (18%),
der „Schwäche der europäischen Institutionen (Kom-
mission, Parlament...) in ihrer heutigen Form“ (16%),
der „Abneigung der Bevölkerungen der verschiede-
nen europäischen Länder“ (12%) sowie dem „Druck
von großen Industriekonzernen und digitalen Platt-
formen“ (10%).
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Die Einstellungen der Rumän_innen
zur europäischen Souveränität

Souveränität? Ein ambivalenter
Begriff in Rumänien 

Hat die bewegte politische Geschichte Rumäniens
einen Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmung des
Begriffs Souveränität? Nach verschiedenen aufeinan-
derfolgenden autoritären Regimen im 20. Jahrhun-
dert steht Rumänien dem Begriff positiv gegenüber.
60% der Befragten verbinden mit „Souveränität“
spontan „etwas Positives“, 10% „etwas Negatives“ und
23% stimmten für „weder positiv noch negativ“. Der
Wert liegt zwar hinter dem in Deutschland ermittel-
ten Wert (73%), doch über dem Durchschnitt der

acht untersuchten Länder (46% positive Beurteilun-
gen). In Frankreich (nur 29% positive Beurteilungen)
und Italien (21%) wurde hingegen ein nahezu gegen-
teiliges Ergebnis gemessen.

Trotzdem halten 37% der Rumän_innen den Begriff
für „überholt“, was über dem europäischen Durch-
schnitt (32%) liegt, und nur 25% würden ihn als „mo-
dern“ bezeichnen. 33% fanden „keines von beiden“
zutreffend. Eine Mehrheit der Befragten in Rumä-
nien (62%) schreibt dem Begriff Souveränität keine
politische Ausrichtung zu, während die übrigen Be-
fragten ihn eher mit dem rechten politischen Spek-
trum (16% der Befragten) als mit dem linken (9%)
verbinden. Diese Werte bewegen sich im Vergleich
zu den anderen untersuchten Ländern eher im Mit-

In Rumänien ist die Idee der europäischen Souveränität durch die unklare Wahrnehmung des Begriffs Souveränität
selbst geprägt. Diese Unklarheit könnte zumindest teilweise auf die Traumata der autoritären Regime zurückzuführen
sein, die Rumänien im 20. Jahrhundert durchlebte, denn diese Erfahrungen sind im öffentlichen Bewusstsein noch
immer stark präsent. Die innere politische Lage vor und nach dem EU-Beitritt Rumäniens könnte die Unklarheit
ebenfalls erklären. Während das völlig neue Konzept der europäischen Souveränität in Rumänien in den letzten
Jahren zunächst eher zögerlich und vorsichtig angegangen wurde und mehr oder weniger als Reaktion auf die euro-
paweiten Debatten, in denen auch Rumänien Stellung beziehen musste, wurde die nationale Souveränität von den
politischen Parteien Rumäniens häufig thematisiert. Der anhaltende Einfluss einiger dieser Parteien in den ersten
Jahren des Übergangs, wie zum Beispiel der rechtsextremen Partidul România Mare (zu Deutsch: Großrumänien-
Partei), die eine besonders nationalistische, ethnozentrische Version von Unabhängigkeit propagierte, hängt sicherlich
auch damit zusammen, dass diese Ideen bereits zu Zeiten des Kommunismus Teil des politischen Ethos waren. So
verfolgte das Ceausescu-Regime außenpolitisch einen „unabhängigen“ Weg von der Sowjetunion und gab sich in-
nenpolitisch als nationalistisches, patriotisches Regime. Obwohl diese Parteien seit dem EU-Beitritt Rumäniens von
der Bildfläche verschwunden sind, kursieren ihre Ideen noch immer im Hintergrund und werden regelmäßig an die
Öffentlichkeit getragen, manchmal auch von Spitzenpolitiker_innen. Auch die Mainstream-Parteien haben zeitweise
Ideen der nationalen Souveränität aufgegriffen, wenn auch eher unklar und zurückhaltend. Dies hatte einerseits
wahltaktische Gründe, andererseits diente es dazu, sich als Hüter der Souveränität Rumäniens gegen bestimmte po-
litische oder wirtschaftliche „Diktate“ aus Brüssel zu profilieren. Dies steht im Gegensatz zur allgemein überdurch-
schnittlichen Europa-Begeisterung Rumäniens und insbesondere zum neuen Bewusstsein des Landes für die Vorteile
einer EU-Mitgliedschaft im Zuge des Ukraine-Konflikts 2014 und der unmittelbaren und direkten Erfahrungen in
der Corona-Pandemie. Diese beiden Ereignisse haben der europäischen Souveränität in Rumänien eine neue Be-
deutung verliehen, was sich in der Art und Weise widerspiegelt, wie die Rumän_innen sich selbst und ihre nationale
Souveränität im Vergleich zur europäischen Souveränität wahrnehmen. 
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telfeld. Eine solide Mehrheit der rumänischen Be-
fragten nimmt Souveränität somit allgemein als etwas
Positives wahr, wohingegen sich das Verständnis des
Begriffs als kontrastreicher erweist.

Diese Ambivalenz spiegelt sich in der Auswahl der
Begriffe wider, die mit Souveränität in Verbindung
gebracht werden. Nach „Unabhängigkeit“ (55% der
Antworten) und „Macht“ (41%) – zwei Begriffe, die
auch im Durchschnitt der untersuchten Länder ganz
oben stehen – stimmten 32% der Rumän_innen für
„Nationalismus“ und 30% für „Freiheit“. Dies mag
nebensächlich erscheinen, aber Rumänien ist das
einzige Land, in dem die beiden letzteren Begriffe
auf demselben Niveau anzutreffen sind, und das
auch noch an dritter und vierter Stelle. In den ande-
ren Ländern überwiegt tendenziell entweder der eine
oder der andere Begriff: So bringen beispielsweise
61% der Pol_innen den Begriff Souveränität mit
„Freiheit“ in Verbindung, während nur 6% ihn mit
„Nationalismus“ assoziieren. Im Gegensatz dazu ver-
binden 58% der Italiener_innen den Begriff mit „Na-
tionalismus“ und nur 13% mit „Freiheit“. Die 30%
der Rumän_innen, die Souveränität mit dem Begriff
„Freiheit“ assoziieren, sind gut über die Bevölkerung
verteilt, wohingegen jene, die Souveränität mit „Na-
tionalismus“ in Verbindung bringen, eher bei den
unter 50-Jährigen und den Sympathisant_innen
rechtsradikaler Parteien anzutreffen sind (in beiden
Gruppen jeweils knapp 40% der Antworten). 

Rumän_innen sehen 
europäische Souveränität 
positiv, doch häufig als 
Widerspruch zur nationalen
Souveränität

Die verhältnismäßig ambivalente Wahrnehmung des
Begriffs Souveränität in Rumänien beeinträchtigt kei-
nesfalls das Verständnis der damit zusammenhängen-
den Konzepte. Im Gegenteil: 84% der Rumän_innen
geben an, gut zu verstehen, was mit „nationaler Sou-
veränität“ gemeint ist (gegenüber 71% im 8-Länder-
Durchschnitt der Studie), 77% verstehen gut, was
mit „europäischer Souveränität“ gemeint ist (63% im
Durchschnitt), und 79% verstehen gut, was „strate-

gische Autonomie“ bedeutet (61% im Durchschnitt).
Was das Verständnis anbelangt, erreicht Rumänien
damit für alle drei Konzepte die höchsten Werte. 

Darüber hinaus sind die drei Konzepte bei den ru-
mänischen Befragten besonders hoch angesehen: So
bewerten 76% das Konzept der „nationalen Souverä-
nität“ als „sehr“ oder „eher“ positiv (gegenüber 57%
im europäischen Durchschnitt, d. h. +19 Prozent-
punkte). In Bezug auf die „europäische Souveränität“
sind 66% dieser Ansicht (gegenüber 52% im Durch-
schnitt, d. h. +14 Prozentpunkte), in Bezug auf die
„strategische Autonomie“ sind es 70% (gegenüber
49% im Durchschnitt, d. h. +21 Prozentpunkte). Die
Rumän_innen stechen auch durch die Deutlichkeit
ihrer Antworten hervor, denn der Anteil der „sehr po-
sitiven“ Beurteilungen fällt bei allen drei Begriffen
höher aus als in den anderen Ländern. Es ist jedoch
anzumerken, dass die europäische Souveränität bei
den jungen Rumän_innen (57%) weniger Begeiste-
rung hervorruft als bei ihren älteren Landsleuten
(77% bei den Befragten im Alter von 60 Jahren und
älter).

Folglich wird das Konzept der europäischen Souve-
ränität in Rumänien allgemein gut verstanden und
positiv beurteilt. Die Assoziation der Begriffe Souve-
ränität und Europa wirft bei den Rumän_innen je-
doch Fragen auf. Eine dünne Mehrheit der Befragten
(53%) ist zwar der Meinung, dass die beiden Begriffe
miteinander vereinbar sind, „da europäische Souve-
ränität und nationale Souveränität einander ergän-
zen“, doch hält ein fast genauso großer Anteil (47%)
die beiden Begriffe eher für widersprüchlich, „da
Souveränität in erster Linie eine nationale Dimension
hat“. Die Meinungen gehen somit stark auseinander,
und dies stärker als im europäischen Durchschnitt
(58% halten die beiden Begrifft für „komplementär“,
42% für „widersprüchlich“) und vor allem deutlich
stärker als in den anderen Ländern, in denen euro-
päische Souveränität – wie in Rumänien – positiv
konnotiert ist. In Deutschland geben beispielsweise
73% der Befragten an, dass die beiden Begriffe gut
zusammenpassen, während nur 27% gegenteiliger
Meinung sind. Der Unterschied kann möglicher-
weise ebenfalls durch die nicht eindeutige Auffas-
sung des Begriffs Souveränität in Rumänien erklärt
werden. Zwei Drittel der Rumän_innen verbinden
mit Souveränität die „Tatsache, nach eigenen Werten
und Vorlieben zu leben“, 60% die „Unabhängigkeit
von anderen“, aber nur 29% die „frei gewählte Zu-
sammenarbeit mit Partnern“. In Deutschland wurde
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die Idee der „frei gewählten Zusammenarbeit“ hin-
gegen von jeder zweiten Person angeführt (49%).

Mehrheit in Rumänien für 
Stärkung der europäischen
Souveränität und der 
nationalen Souveränität

„Ist Europa Ihrer Meinung nach heute souverän?“
Während die Befragten im 8-Länder-Durchschnitt
geteilter Meinung sind (51% ja, 49% nein), ist Ru-
mänien mit 63% der Befragten, die die Frage mit „Ja“
beantworten, gegenüber nur 37% Negativ-Antwor-
ten, eines der Länder mit dem positivsten Ergebnis. 

Dabei sind die Befragten in Rumänien im Hinblick
auf die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um
von europäischer Souveränität sprechen zu können,
sehr viel anspruchsvoller als in den anderen Ländern.
So ist es für eine überwältigende Mehrheit der
Rumän_innen „entscheidend“, dass Europa „eine flo-
rierende Wirtschaft“ (82% der Antworten in Rumä-
nien gegenüber 69% im europäischen Durchschnitt)
sowie eine „gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik“ hat (75% / 67% im Durchschnitt), dass
die „europäische Produktion in strategischen Berei-
chen wie Lebensmitteln und Gesundheit“ sicherges-
tellt ist (75% / 65%), dass Europa „eine starke
Verteidigung der eigenen Werte, sowohl nach innen
als auch nach außen“ praktiziert (73% / 61%), dass
Europa über „eigene Energieressourcen“ verfügt
(72% / 60%), die „Kontrolle der EU-Außengrenzen“
sicherstellt (68% / 59%), „eigene Steuereinnahmen“
hat (68% / 53%) und die „Kontrolle der strategischen
Infrastruktur (Häfen, Flughäfen, Energie...)“ sicher-
stellt (67% / 52%), dass Europa über „gemeinsame
Instrumente zur Abwehr von Einmischung aus dem
Ausland“ verfügt (66% / 58%) und dass die „Kontrolle
der digitalen Infrastruktur (soziale Netzwerke, 5G,
Cloud...)“ in europäischer Hand liegt (60% / 46%).
In Rumänien wurde stets der größte Anteil an Perso-
nen ermittelt, die die jeweiligen Voraussetzungen als
„entscheidend“ einstufen.

Außerdem sind 83% der Befragten in Rumänien (ge-
genüber 73% im europäischen Durchschnitt) der An-
sicht, dass die europäische Souveränität gestärkt
werden müsse. Dieses Ergebnis ist eindeutig. Die
Zustimmung zur „Stärkung der europäischen Souve-
ränität“ ist damit fast genauso stark wie die Zustim-
mung zur „Stärkung der nationalen Souveränität“
(91%). Der am meisten genannte Grund in Rumä-
nien („die Bedrohung durch den Terrorismus“, 44%
der Antworten) ist derselbe, der im 8-Länder-Durch-
schnitt an erster Stelle steht. Es folgen die „Gesund-
heitsbedrohung“ (33% in Rumänien gegenüber 31%
im europäischen Durchschnitt) und das „mangelnde
Gewicht des eigenen Landes auf internationaler
Ebene“ (31% / 27%). Die Rumän_innen scheinen
hingegen die „Herausforderung des Klimawandels“
im Vergleich zu den anderen Ländern als weniger
bedrohlich zu empfinden (16% der Antworten gegen-
über 34% im europäischen Durchschnitt), während
sie sich im Hinblick auf den „Machtanspruch Russ-
lands“ ein wenig besorgter zeigen: Auf diesen Punkt
entfielen in Rumänien 21% der Antworten gegenüber
13% im europäischen Durchschnitt. Am stärksten
wird dieser Punkt hingegen in Lettland (31%) und
Polen (30%) gewichtet.

Als größtes Hindernis, das einer Stärkung der euro-
päischen Souveränität im Wege steht, nennen die
Befragten in Rumänien (36%) – wie auch in Lettland
(41%), Polen (22%) und Spanien (24%) – an erster
Stelle den „Druck seitens bestimmter ausländischer
Staaten, die kein Interesse an der Entstehung eines
starken Europas haben“. Ein weiteres Hindernis wird
in der „Schwäche der europäischen Institutionen
(Kommission, Parlament...) in ihrer heutigen Form“
gesehen (19%). Die „Tatsache, dass einige europäi-
sche Länder von Nationalisten regiert werden“ (14%
in Rumänien gegenüber 23% im 8-Länder-Durch-
schnitt), die „kulturellen Unterschiede zwischen den
europäischen Nationen“ (11%), die „Abneigung der
Bevölkerungen der verschiedenen europäischen Län-
der“ (10%) und der „Druck von großen Industriekon-
zernen und digitalen Plattformen“ (10%) spielen für
die Befragten in Rumänien vergleichsweise eine un-
tergeordnete Rolle.
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Die Einstellungen der Schwed_innen
zur europäischen Souveränität

Souveränität: ein eher positives
und einvernehmliches Bild 
in Schweden

Schweden ist seit Jahrhunderten ein Königreich, das
politisch als eine konstitutionelle Monarchie verfasst
ist. Schlägt sich dies in einer besonderen Wahrneh-
mung des Begriffs „Souveränität“ und im weiteren
Sinne in der Wahrnehmung des Begriffs „europäi-
sche Souveränität“ in Schweden nieder?

Der Begriff „Souveränität“ wird auf jeden Fall etwas
positiver wahrgenommen als in den anderen in die
Umfrage einbezogenen Ländern. Für gut die Hälfte
der Schwed_innen bedeutet der Begriff „etwas Posi-
tives“ (56% in Schweden gegenüber 46% im europäi-

schen Durchschnitt). Für 6% ist der Begriff „eher ne-
gativ“ besetzt (17% im Durchschnitt), für 25% „weder
negativ noch positiv“ (31% im Durchschnitt) und für
13% bedeutet der Begriff „gar nichts“ (6% im Durch-
schnitt). Der Anteil der positiven Beurteilungen
nimmt sowohl mit dem Alter der Befragten zu (47%
bei den 18-34jährigen, 53% bei den 35-49jährigen,
59% bei den 50-59jährigen und 65% bei den über-
60-jährigen) als auch mit dem Einkommen (54% für
Befragte mit geringem Einkommen, 58% für Befragte
mit Durchschnittseinkommen und 64% für Befragte
mit höherem Einkommen). Auch wenn Schweden
unter den Ländern, die den Begriff „Souveränität“ po-
sitiv beurteilen, das Schlusslicht bildet (56% positive
Beurteilungen gegenüber 73% in Deutschland, 69%
in Polen, 61% in Lettland, 60% in Rumänien, gehört
aber auch nicht zu den Ländern, die dem Begriff be-
sonders skeptisch gegenüberstehen wie Frankreich

Bei schwedischen Bürger_innen und Politiker_innen herrscht nach wie vor die Auffassung vor, dass sich die Nation
durch ihre Unabhängigkeit zum Ausdruck bringt und dass es wichtig ist, „über sein eigenes Schicksal zu bestimmen“
– sowohl auf nationaler als auch auf individueller Ebene. Dies kann darauf zurückgeführt werden, dass das Land
kaum negative Erfahrungen mit dem eigenen Nationalismus gemacht hat. Schweden hat keine vergleichbare Kriegs-
geschichte und im Unterschied zu anderen europäischen Ländern keine existenzielle Krise durchlebt. Der schwedische
Nationalismus dürfte aus dem Grund weniger explizit gewesen sein. Nichtsdestotrotz wurde eine Art schwedischer
Exzeptionalismus kultiviert, der noch immer in der öffentlichen Debatte mitschwingt. Dies kann mit der Einführung
der sozialdemokratischen Metapher des „Folkhemmet“ (Volksheim) in den 1930er Jahren in Verbindung gebracht
werden, die im Grunde das zentrale Modell der eigenverantwortlichen Modernisierung der schwedischen Gesellschaft
und Wirtschaft war. So konnte Schweden von einer der ärmsten Nationen Europas zu einem der reichsten Länder
des 20. Jahrhunderts mit einer starken Demokratie, einem hohen Grad an Gleichheit im internationalen Vergleich
und einem entwickelten universellen Wohlfahrtsstaat aufsteigen. Dieses Konzept der Eigenständigkeit bedeutete,
dass Schweden zu starken internationalen Bindungen schon immer misstrauisch gegenüberstand. So entschied sich
das Land gegen einen NATO-Beitritt und bewahrte als EU-Mitglied (seit 1995) seine skeptische Haltung gegenüber
weiteren Integrationsschritten – aus Angst, noch mehr nationale Souveränität zu verlieren. Vor diesem Hintergrund
erscheint die überwältigend positive Beurteilung der europäischen Souveränität, wie sie aus der Studie hervorgeht,
verwunderlich. Die Antworten zeigen allerdings, dass nationale und europäische Souveränität nicht im Widerspruch
zueinanderstehen müssen, sondern sich ergänzen. Die schwedische Bevölkerung scheint sich mit einer EU, die eher
einer zwischenstaatlichen Zusammenarbeit als einem föderalen Projekt gleicht, wohlzufühlen. Die Entwicklung der
europäischen Souveränität geht somit nach schwedischer Auffassung nicht auf Kosten der nationalen Souveränität. 
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(mit nur 29% positiver Bewertung), Spanien (28%)
und Italien (21%).

Die dem Begriff zugeschriebenen Merkmale bestä-
tigen seine generell eher positive und einvernehm-
liche Wahrnehmung. Der Begriff gilt 23% der
Schwed_innen als eher „modern“, 22% als eher „alt-
modisch“ und für eine relative Mehrheit (39% der
Befragten) als „weder das eine noch das andere“; 16%
äußerten sich gar nicht dazu. Die Hälfte der
Schwed_innen ordnet den Begriff auch keinem
politischen Lager zu („weder links noch rechts“,
49%), auch wenn er, wie im übrigen Europa, eher mit
der Rechten (21%) als mit der Linken (7%) verbun-
den wird.

Auf die Frage, welche Begriffe aus einer vorgegebe-
nen Liste sie mit Souveränität verbinden, wählen die
Schwed_innen am meisten „Selbstbestimmung“
(62% in Schweden gegen 34% im Durchschnitt),
„Unabhängigkeit“ (47%, 42%) und in etwas geringe-
rem Maß „Freiheit“ (34%, 28%) aus. Die im Länder-
vergleich unterdurchschnittliche Assoziation mit
Begriffen wie „Macht“ (22% in Schweden, 37% im
Durchschnitt) oder „Nationalismus“ (20%, 31%) -
sowie die Tatsache, dass die Mehrheit Souveränität
weder als etwas „Modernes“ noch etwas „Veraltetes“
ansieht sie auch nicht einem politischen Lager zuord-
net - deutet darauf hin, dass der Begriff in Schweden
nicht so polarisiert wie in Südeuropa. In Schweden
wird der Begriff Souveränität auch am meisten mit
der Idee der „frei gewählten Kooperation zwischen
Partnern“ in Verbindung gebracht (52% gegenüber
lediglich 35% im Länderdurchschnitt), fast in dem
gleichen Maße wie „Unabhängigkeit von anderen“
(55% in Schweden, 58% im Durchschnitt), „im Ein-
klang mit seinen Werten und Vorlieben leben“ (48%
gegenüber 57%) sowie „seine eigenen Interessen in
den Vordergrund stellen“ (45% gegenüber 51%).

Europäische Souveränität: ein
vorwiegend positives Bild in
Schweden, auch wenn viele
keine Stellung beziehen

Es ist eine Beobachtung, die auch für alle anderen
Ländern der Umfrage gilt: Das Bild des Begriffs

„Souveränität“ prägt auch das Verständnis und die
Bewertung der damit verbundenen Begriffe, „natio-
nale Souveränität“ ebenso wie „europäische Souve-
ränität“. 71% der Schwed_innen erklären, dass sie
den Begriff „Souveränität“ „gut verstehen“ (75% in
Deutschland und nur 56% in Italien). 60% der
Schwed_innen geben auch an, dass sie den Begriff
„europäische Souveränität” „gut verstehen“ (69% in
Deutschland, 45% in Italien). Dabei assoziieren 58%
der Befragten den Begriff „nationale Souveränität“
mit „etwas Positives“ (gegenüber 64% in Deutschland
und 47% in Italien) und 48% verbinden den Begriff
„europäische Souveränität“ mit „etwas Positivem“
(63% in Deutschland und 37% in Italien). Es fällt
auf, dass der Anteil der positiven Urteile genauso wie
bei dem Begriff „Souveränität“ mit Alter und mit Ein-
kommen der Befragten zunimmt: von 42% für die
jüngere Generation bis zu 53% für die ältere, und von
43% für die Gruppe der niedrigeren Einkommen bis
zu 57% für die Gruppe der höheren Einkommen. Au-
ßerdem sind die Sympathisant_innen der beiden gro-
ßen traditionellen Parteien dem Begriff gegenüber
positiver eingestellt (62% positiver Urteile bei den
Sozialdemokraten und 66% bei den Moderaten) als
die Sympathisant_innen der Rechtsparteien (40% bei
den Schwedendemokraten) und der Linksparteien
(41% bei der Vänsterpartiet).

Trotzdem scheint der Begriff „europäische Souverä-
nität“ in Schweden noch etwas unscharf: viele Be-
fragte wählen nämlich die neutrale Antwort „weder
positiv noch negativ“ (33%, das sind 11 Prozent-
punkte über dem Durchschnitt). Das Gleiche gilt für
die Wahrnehmung des Begriffs „strategische Autono-
mie“: nur 30% geben an, diesen Begriff gut zu ver-
stehen (gegenüber 61% im 8-Länder-Durchschnitt),
nur 29% sehen diesen Begriff als „etwas positives“,
und die Mehrheit (54%) betrachtet ihn als „weder
positiv noch negativ“ (24 Punkte über dem Durch-
schnitt).

Dagegen sieht die Mehrheit in Schweden keinen Wi-
derspruch zwischen nationaler und europäischer
Souveränität: 59% denken sogar, es wäre möglich,
Souveränität und Europa miteinander zu kombinie-
ren, weil „europäische und nationale Souveränität
sich ergänzen“. 41% sind der gegenteiligen Meinung,
weil „Souveränität vor allem mit der Nation verbun-
den ist“.



Die Einstellungen der Schwed_innen zur europäischen Souveränität

Die europäische Souveränität:
vor allem ein Beitrag zur 
Kontrolle der Grenzen und zum
Kampf gegen den Terrorismus

Wie in Polen (65%) und in Rumänien (65%) sind die
Befragten in Schweden (61%) am stärksten davon
überzeugt, dass Europa heute schon souverän ist.
Dabei sind sie weniger anspruchsvoll als die Befrag-
ten in den anderen Ländern hinsichtlich der Anfor-
derungen an ein souveränes Europa. Die Reihenfolge
der Anforderungen weicht auch deutlich von der in
den anderen Ländern ab. So halten es zwei Drittel
der in Schweden Befragten (66%) für ganz „wesent-
lich“, dass Europa „Kontrolle über seine Außen-
grenze“ haben muss. Und ein fast gleich großer Anteil
(64%) hält es für wesentlich, dass Europa über
„gemeinsame Instrumente zur Abwehr von Einmi-
schung aus dem Ausland“ verfügt. Diese beiden Ele-
mente sind die in Schweden am häufigsten
genannten, belegen aber nur den 6. und 7. Platz in
den anderen Ländern (mit 59% bzw. 58% der Nen-
nungen). Die Schwed_innen heben danach noch die
„Sicherstellung europäischer Produktion in strategi-
schen Bereichen wie Lebensmitteln und Gesun-
dheit“ hervor (56% der Nennungen), dies aber mit
geringerer Intensität als in den anderen Ländern
(65% im Durchschnitt). Die Hälfte der Befragten in
Schweden hält es zudem auch für „wesentlich“, dass
ein souveränes Europa über „eine gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ verfügt, „eine
starke Verteidigung der eigenen Werte, sowohl nach
innen als auch nach außen“ betreibt und eine volle
„Kontrolle über seine strategische Infrastruktur“ au-
sübt. Diese drei Anforderungen sind für 50% der
Schwed_innen wesentlich, gegenüber 67%, 61%
bzw. 52% im Durchschnitt der in die Umfrage ein-
bezogenen Länder. Alle anderen Kriterien werden als
„wichtig, aber nicht wesentlich“ eingeschätzt. Wäh-
rend „eine florierende Wirtschaft“ ganz oben auf der
Liste der anderen Länder steht (69% im Durch-
schnitt), gilt dies in Schweden nur für 44% der Be-
fragten; das gleich zeigt sich für das Kriterium
„Verfügung über eigene europäische Energieressour-

cen“, das im 8-Länder-Durchschnitt von als 66%
„wesentlich“ erachtet wird, aber nur von 44% in
Schweden.

Selbst wenn die Hälfte der Schwed_innen die euro-
päische Souveränität schon für eine Realität erach-
ten, sind doch zwei Drittel (64%) der Überzeugung,
dass es notwendig ist, diese zu stärken. Es ist dies al-
lerdings – mit Ausnahme von Italien (60%) - der nie-
drigste Wert in der Umfrage, und der Wert, der im
Ländervergleich am weitesten von dem Wert für die
Zustimmung zur „Stärkung der nationalen Souverä-
nität“ abweicht; dieser liegt in Schweden bei 74%
und damit um 10 Prozentpunkte über dem für die
„Stärkung der europäischen Souveränität“. Die für
eine Stärkung der europäischen Souveränität ange-
führten Gründe sind aber die gleichen wie in
den übrigen Ländern: an erster Stelle steht die „Be-
drohung durch den Terrorismus“ zuerst die terroris-
tische Bedrohung (43% in Schweden, 37% im
Durchschnitt), gefolgt von „Herausforderung des Kli-
mawandels“ (34% in Schweden, 34% im 8-Länder-
Durchschnitt). Die Schwed_innen befürchten im
Ländervergleich ein wenig mehr den „Machtwillen
Chinas“ (27%, gegenüber 20% im Durchschnitt) und
etwas weniger die „Gesundheitsbedrohung“ (26% ge-
genüber 31%). Ebenso wie in Lettland (31%) und in
Polen (30%) gibt es einen überdurchschnittlichen
Anteil der Befragten, der der Meinung ist, dass die
europäische Souveränität ein Gegengewicht zu
„Russlands Machtwillen“ schaffen könnte (22% ge-
genüber 13% im Durchschnitt).

Was die Hürden betrifft, die zu einer Stärkung der
europäischen Souveränität überwunden werden
müssen, nennen die Schwed_innen vor allem „die
Tatsache, dass einige europäische Länder von Natio-
nalisten regiert werden“ (38% gegenüber 23% im
Durchschnitt) und danach die „kulturellen Unter-
schieden zwischen den europäischen Nationen“
(24% gegenüber 16%). Dagegen wird der „Druck sei-
tens bestimmter ausländischer Staaten, die kein In-
teresse an der Entstehung eines starken Europas
haben“ nur von weniger als jedem fünften Befragten
genannt (17%) und die Nennung der „Schwäche der
europäischen Institutionen (Kommission, Parla-
ment)“ ist mit nur 13% der niedrigste Anteil unter
den acht befragten Ländern.



Methodik der Umfrage

Die Umfrage wurde von Ipsos für die Fondation Jean-Jaurès und die
Friedrich-Ebert-Stiftung durchgeführt. 8.000 Personen wurden vom 28.
Dezember 2020 bis zum 8. Januar 2021 per Internet über das Ipsos' Ac-
cess Panel befragt, unterteilt in 8 für die Bevölkerung ab 18 Jahren re-
präsentative Stichproben à 1.000 Personen in jedem der folgenden
8 Länder: Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien, Litauen, Polen,
Rumänien und Schweden sind. Die Stichproben wurden nach dem
Quotenverfahren gebildet (Geschlecht, Alter, Beruf, Stadtgebiet, Region).
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